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Gesundheitliche, familiäre und soziale Auswirkungen der Schichtarbeit 


Der Bundesminister für Arbeit und Sozialordnung hat mit Schreiben vom 15. Februar 1989 die Große 
Anfrage namens der Bundesregierung wie folgt beantwortet: 


Vorbemerkung 

Die mit der Ausübung von Nacht- und Schichtarbeit 
verbundenen individuellen, sozialen, familiären und 
kulturellen Aspekte sind seit längerem bekannt. Diese 
Fragen sind in einer Intensität erforscht und auch 
öffentlich diskutiert worden, daß hierzu sicherlich 
keine gravierenden Wissenslücken mehr bestehen. Ein 
beträchtlicher Anteü einschlägiger Forschungen ist mit 
Mitteln des Bundes finanziert worden. Die Fraktion 
DIE GRÜNEN hat sich bei Abfassung ihrer Großen An- 
frage weitgehend auch auf Ergebnisse von der Bun- 
desregierung geförderter Projekte stützen können. 
Allerdings lassen die Fragen dies weder offen erken- 
nen, noch kommt in ihnen zum Ausdruck, daß die Bun- 
desregierung auf diesem Feld bereits seit langem aktiv 
ist. 

Die Bundesregierung ist erstaunt darüber, daß sich 
nicht weniger als 16 von insgesamt 48 Fragen mit stati- 
stischen Angaben zur Schichtarbeit befassen. Es trifft 
durchaus zu, daß die Datenlage hier unbefriedigend 
ist. Die Bundesregierung hat daher Schritte eingeleitet, 
um zu aktuelleren Zahlen zu gelangen. Daß dies nicht 
bereits früher möglich war, hängt nicht zuletzt damit 
zusammen, daß bestimmte gesellschaftliche Gruppen 
bis an den Rand des gesetzlich Zulässigen die Erhe- 
bung von Daten in der Bevölkerung zu verhindern 
suchten. 

Die Bundesregierung befaßt sich - wie aus den Ant- 
worten im einzelnen deutlich wird - bereits seit langem 


mit den mit Schichtarbeit verbundenen Fragen. Die in- 
tensiven Forschungen und Diskussionen haben aller- 
dings deutlich gemacht, daß es hier um einen sehr 
komplexen Problemkreis geht, für den es wohl keine 
Patentrezepte gibt. Solange eine Volkswirtschaft sich 
in einer weltweiten Wettbewerbswirtschaft bewegt 
und der Dienstleistungssektor sich weiter ausdehnt, 
wird Schichtarbeit unverzichtbar sein. 

Dies ist auch keineswegs eine Frage der „Systeme". 
Vertreter sowohl der Sowjetunion als auch der DDR 
haben sich beispielsweise anläßlich einer im Dezember 
1988 durchgeführten Konferenz bei der Internatio- 
nalen Arbeitsorganisation in Genf sehr nachdrücklich 
für eine Ausweitung der Schichtarbeit in ihren Staaten 
ausgesprochen. Hierbei ist zu berücksichtigen, daß 
dort bereits heute sowohl bei Frauen als auch bei 
Männern ein erheblich höherer Schichtarbeitsanteü 
besteht. 

Die Bundesregierung vertritt grundsätzlich die Auffas- 
sung, daß nicht versucht werden sollte, Schichtarbeits- 
probleme mit unrealistischen Maximalforderungen zu 
lösen. Auch arbeitsmedizinische Gutachter weisen 
immer wieder darauf hin, daß z. B. gesundheitliche 
Beeinträchtigungen bei einer Gestaltung der Schicht- 
arbeitsbedingungen entsprechend vorliegender ar- 
beitsmedizinischer Erkenntnisse weitgehend ausge- 
schlossen werden können. Eine intensive arbeitsmedi- 
zinische Betreuung, wie sie in der Bundesrepublik 
Deutschland auf der Basis des Arbeitssicherheitsgeset- 



Drucksache 1 1 73992 


Deutscher Bundestag - 11. Wahlperiode 


zes vorgesehen ist, gibt im übrigen die Möghchkeit, 
rechtzeitig einzugreifen. Daß dies unter den betrieb- 
hchen Gegebenheiten nicht immer einfach zu realisie- 
ren ist, wird dabei nicht verkannt. Hier hat sich aber 
das Instrumentarium der Tarifverträge und Betriebs- 
vereinbarungen sowie des Arbeitsschutzes durchaus 
bewährt. 

Auch für die Ausgestaltung famihärer und sozio -kul- 
tureller Bedingungen im Interesse von Schichtarbei- 
tern gibt es Vorschläge und realisierte Lösungen. Hier 
sollte die Gesellschaft in der Tat mehr Möglichkeiten 
entwickeln. Die Bundesregierung wird hier auch wei- 
terhin Unterstützung leisten. 

Die Feststellung, daß heutige Schichtpläne in der 
Regel starr und eben nicht flexibel sind, ist zutreffend. 
Erfahrungsgemäß ist es aber häufig schwierig, auch 
nur kleinere Veränderungen vorzunehmen, weil sich 
die Arbeitnehmer und ihre Familien auf diese Pläne 
eingestellt haben und gegen jede Änderung wehren. 
In mehr Flexibilität sieht die Bundesregierung jedoch 
grundsätzlich eine Chance, auch Schichtarbeit stärker 
mit den individuellen Bedürfnissen abzustimmen. Dies 
läßt sich nach Auffassung der Bundesregierung aller- 
dings besser „vor Ort" in der Verantwortung der Be- 
triebe und Tarifvertragsparteien regeln. Die von der 
Bundesregierung grundsätzlich begrüßte Flexibilisie- 
rung kann also durchaus die Voraussetzungen für 
einen Interessenausgleich darstellen; daß hierbei 
essentielle Schutzbedürfnisse der Arbeitnehmer 
gewahrt werden müssen, versteht sich von selbst. 


/. Umfang und Verteilung der Schicht- und Nacht- 
arbeit in der Bundesrepublik Deutschland 

Vorbemerkung zu den Fragen 1 bis 16 

Amtliche repräsentative Daten über den Umfang der 
Schicht-, Nacht-, Sonn- und Feiertagsarbeit für die 
Bundesrepublik Deutschland liegen nur für das Jahr 
1975 vor. 

Sie beruhen auf der im April 1975 durchgeführten 
Arbeitskräftestichprobe in den Mitgliedstaaten der 
Europäischen Gemeinschaften, die in der Bundesrepu- 
blik Deutschland in die Mikrozensuserhebung inte- 
griert wurde. 

Für die Zeit danach hegen nur die Ergebnisse von 
Umfragen sowie Forschungsberichte vor. Umfrage- 
ergebnisse sind jedoch mit Fehlerquellen behaftet, 
wodurch ein Vergleich mit den amtlichen Ergebnissen 
aus der Mikrozensusbefragung von 1975 nicht möglich 
ist. Bei den Antworten zu den Fragen 1 bis 16 ist dieser 
Sachverhalt zu berücksichtigen. 


1. Verfügt die Bundesregierung über aktuelle Daten 
darüber, wie viele Arbeitnehmer/innen in der 
Bundesrepublik Deutschland in Schichtarbeit be- 
schäftigt sind? 

Wenn ja, um wie viele Arbeitnehmer/innen han- 
delt es sich? Wie viele davon sind Frauen, wie 
viele Männer? 


Im Jahre 1975 haben rd. 4,0 Mio. abhängig Erwerbs- 
tätige zumindest teilweise in Schicht gearbeitet, davon 
3,1 Mio. Männer und rd. 0,9 Mio. Frauen. 

Aus Untersuchungen des Instituts für Arbeitsmarkt- 
und Berufsforschung und des Bundesinstituts für Be- 
rufsbildung aus den Jahren 1979 und 1985/86 kann der 
Schluß gezogen werden, daß der Umfang der Schicht- 
arbeit insgesamt seit 1975 in etwa konstant geblieben 
ist. 


2. Verfügt die Bundesregierung über Informationen 
darüber, in welchem Umfang in den letzten Jah- 
ren die Sonntagsarbeit zugenommen hat aufgrund 
von Ausnahmeregelungen in der Gewerbeord- 
nung? Wenn ja, wieviel beträgt die Zunahme? 

Im Jahre 1975 waren etwa 3,6 Mio. abhängig Erwerbs- 
tätige zumindest teilweise sonn- und feiertags beschäf- 
tigt, davon 2,7 Mio. Männer und 0,9 Mio. Frauen. 
Regelmäßig an Sonn- und Feiertagen arbeiteten 1975 
davon nur 0,9 Mio. Männer und 0,4 Mio. Frauen. 

Das Institut der Deutschen Wirtschaft kommt auf der 
Basis von Umfrageergebnissen zu dem Schluß, daß der 
Anteil der Beschäftigten, die von ihren Berufen her 
potentiell sonntags arbeiten könnten, zwischen 1978 
und 1986 um 310 000 bis 470 000 Personen gestiegen 
ist. 

Einige Bundesländer haben mitgeteilt, daß nur ein sehr 
begrenzter Überblick über die Zunahme der Sonntags- 
arbeit aufgrund der Ausnahmeregelungen in der 
Gewerbeordnung (GewO) besteht. So gibt es keine 
Daten über die Inanspruchnahme der Ausnahmerege- 
lungen gemäß § 105 c GewO. Der Arbeitgeber kann 
die in § 105 c GewO vorgesehenen Ausnahmen vom 
grundsätzlichen Beschäftigungsverbot von Arbeitneh- 
mern an Sonn- und Feiertagen in Gewerbebetrieben 
ohne Genehmigung der nach Landesrecht zuständigen 
Aufsichtsbehörden, in der Regel der Gewerbeauf- 
sichtsämter, in Anspruch nehmen, trägt aber dafür die 
straf- bzw. bußgeldrechtliche Verantwortung. Die 
gemäß § 105 b Abs. 2 Satz 1, § 105 e Abs. 1 Satz 1 und 
§ 105 f Abs. 1 GewO erteilten Einzelausnahmegeneh- 
migungen sind insgesamt zahlenmäßig offenbar uner- 
heblich und im übrigen zeitlich begrenzt. 


3. Trifft die Annahme zu, daß seit der 1975 durchge- 
führten Mikrozensuszusatzerhebung des Statisti- 
schen Bundesamtes bezüglich Schichtarbeit, nach 
der insgesamt 3,5 bis 3,85 Millionen Arbeitneh- 
mer/innen in regelmäßiger Schichtarbeit arbeite- 
ten und damit etwa jede{r) 5. Arbeitnehmer/in, der 
Anteil in wechselnden Schichten Arbeitender an 
allen Beschäftigten zugenommen hat? 

Wenn nicht, von welchen Annahmen geht die 
Bundesregierung aus? 

Im Jahre 1975 waren etwa 3,4 Mio. Arbeitnehmer/ 
innen, davon rd. 0,8 Mio. Frauen, in regelmäßiger 
Schichtarbeit beschäftigt; das waren rd. 18% der 
männlichen und 10 % der weiblichen Arbeitnehmer. 
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Befragungsergebnisse weisen im Trend eher darauf 
hin, daß der Anteil der Erwerbstätigen in Wechsel- 
schicht stagniert. 


4. Wenn ja, wie sieht der absolute und prozentuale 
Anstieg seit 1975 aus 

— für Arbeitnehmer/innen in vollkontinuierlicher 
Wechselschicht, 

— für Arbeitnehmer/innen in teükontinuierhcher 
Wechselschicht? 

Wie bereits zu Frage 3 ausgeführt, kann aus den zwi- 
schenzeitlichen Befragungsergebnissen ein Anstieg 
des Anteils der Schichtarbeiter an allen Beschäftigten 
nicht abgeleitet werden. 

Der absolute Anstieg der Gesamtzahl der abhängig 
Erwerbstätigen seit 1975 dürfte - einen gleichbleiben- 
den Anteil an Schichtarbeit unterstellt - dazu geführt 
haben, daß sich die absolute Anzahl der Arbeitnehmer 
in Schichtarbeit erhöht hat. 

Angaben über die Veränderungen des Verhältnisses 
zwischen vollkontinuierlicher Wechselschicht und teil- 
kontinuierlicher Wechselschicht liegen nicht vor. 


5, Entspricht der von 1975 bis heute zu verzeichnen- 
de Anstieg der Schichtarbeit etwa demjenigen, 
der zwischen 1959 und 1975 auf 28 % beziffert 
werden konnte, oder hat sich die Ausweitung ver- 
langsamt oder beschleunigt? 

Im Oktober 1959 waren rd. 17 % der männhchen und 
rd. 6 % der weiblichen abhängig Erwerbstätigen (insg.: 
13%) zumindest teilweise in Schichtarbeit tätig; im 
Jahr 1975 waren dies rd. 22 % der männlichen und 
12% der weiblichen abhängig Erwerbstätigen (insg.: 
18,1 %). Das ist ein Anstieg um rd. 5 % -Punkte. 

Die Fortschreibung dieser Zunahme ist unwahrschein- 
lich, Umfrageergebnisse lassen vermuten, daß sich der 
Anstieg hach 1975 deutlich verringert und in den letz- 
ten Jahren nicht mehr fortgesetzt hat. 

Exakte Aussagen darüber sind nicht möghch. Es gibt 
Hinweise darauf, daß klassische Schichtarbeitsformen 
wie Kontischicht eher abnehmen, während flexible 
Schichtformen eher zunehmen. 

Durch die zunehmende Entkoppelung von individuel- 
len Arbeitszeiten der Beschäftigten und betrieblichen 
Nutzungszeiten der vorhandenen Anlagen - als eine 
Konsequenz der tariflich vereinbarten Arbeitszeitver- 
kürzungen - wird eine Ausweitung von Vorformen 
oder Sondervarianten des Schichtbetriebes erwartet. 
So dürften vor allem Schichtsysteme ohne Nachtarbeit 
zugenommen haben, ohne daß dieser Effekt bereits 
durch empirische Daten belegbar ist. 


6. Welche weitere Ausweitung der Schichtarbeit 
(prozentual an allen Arbeitsverhältnissen) ist nach 
Einschätzung der Bundesregierung in den näch- 
sten Jahren zu erwarten, sofern ihrer Ausbreitung 
nicht auf gesetzhchem Wege entgegengesteuert 
wird? 


Spezielle Prognosen zur weiteren Entwicklung des 
Schichtarbeitsvolumens bzw. der Verteilung der 
Schichtarbeit auf die Arbeitsverhältnisse werden nicht 
erstellt. 

Untersuchungen über die Entwicklungslinien der 
Betriebszeit- und Arbeitszeitgestaltung zeigen jedoch, 
daß sich die zunehmende Entkoppelung von Betriebs- 
und Arbeitszeit über alle Branchen beobachten läßt. 
Dabei erhöht sich die jeweilige branchen durchschnitt- 
liche Betriebszeitdauer pro Woche, ohne daß damit 
veränderte Anteilswerte der Schichtarbeit verbunden 
sein müssen. 


7. Verfügt die Bundesregierung über derartige Pro- 
gnosen in bestimmten Bereichen, beispielsweise 
dem Verwaltungsbereich infolge der Investition 
an Informations- Und Kommunikationstechnolo- 
gien? 

Prognosen über die Verteilung der Schichtarbeit in 
bestimmten Bereichen liegen nicht vor. 

8. Ist der Bundesregierung bekannt, wie viele Ar- 
beitnehmer/innen in der Bundesrepubhk 
Deutschland regelmäßig nachts arbeiten? 

— Wie viele davon sind Frauen, 

— wie viele Männer? 

Im Jahre 1975 arbeiteten 1,3 Mio. abhängig Erwerbs- 
tätige (= 5,6%) regelmäßig in Nachtarbeit, davon 
1,1 Mio. Männer und 0,2 Mio. Frauen. 

Nach einer Umfrage des Instituts zur Forschung sozia- 
ler Chancen (ISO) leisten 13 % aller abhängig Beschäf- 
tigten gelegentlich Nachtarbeit. Diese Quote ist in den 
letzten Jahren konstant geblieben. 

2 % der Männer und 1 % der Frauen arbeiten an jedem 
Arbeitstag nachts. Nur gelegentlich bis hin zu 3- bis 
4mal pro Woche arbeiten 11 % der Männer und 6 % der 
Frauen nachts. 

9. Wie viele Arbeitnehmer/innen arbeiten regel- 
mäßig an Wochenenden? 

— Wie viele davon sind Frauen, 

— wie viele Männer? 

Im Jahr 1975 waren 1,3 Mio. abhängig Erwerbstätige 
regelmäßig an Sonn- und Feiertagen tätig, davon 0,9 
Mio. Männer und 0,4 Mio. Frauen. 

Nach Untersuchungen des Instituts der Deutschen 
Wirtschaft und des Instituts zur Erforschung sozialer 
Chancen ist damit zu rechnen, daß der Anteil der 
Beschäftigten, die regelmäßig an Sonntagen arbeitet, 
seit 1975 merklich gestiegen ist. 


10. Wie viele der in Nachtschicht arbeitenden Frauen 
sind Arbeiterinnen, die aufgrund von Ausnahme- 
regelungen des Nachtarbeitsverbots von Arbeite- 
rinnen beschäftigt sind? 
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Auf Anfrage haben einige Bundesländer mitgeteUt, 
daß sie hierzu keine Zahlenangaben machen können. 
Andere Länder haben angegeben, daß sie zeitlich 
befristete Ausnahmen in unterschiedhchen Bereichen 
erteilt haben, die jedoch zahlenmäßig sehr gering sind. 
Ein einheithcher Trend läßt sich aus diesen Angaben 
nicht ableiten. 


11. Wie viele Arbeitnehmer/innen in Wechselschicht 
mit Nachtarbeit sind älter als 50 Jahre? 


Im Jahre 1975 arbeiteten rd. 265 000 abhängig er- 
v^erbstätige Frauen und rd. 1,7 Mio. Männer sov^ohl in 
Schicht als auch nachts; davon Avaren rd. 70 000 Frauen 
bzw. rd. 0,5 Mio. Männer über 45 Jahre alt. 

Es wird davon ausgegangen, daß rd. 0,1 Mio. abhängig 
erwerbstätige Frauen und rd. 0,9 Mio. Männer voll- 
oder teilkontinuierliche Schichtarbeit leisteten, darun- 
ter rd. 20 000 Frauen bzw. rd. 170000 Männer, die älter 
als 50 Jahre sind. 


12. Wieviel Prozent der Wechselschichtler/innen sind 
ausländische Arbeitnehmer/innen? 

Über den Anteil ausländischer Arbeitnehmer/innen ist 
der Bundesregierung nichts bekannt. 


13. Liegen der Bundesregierung differenzierte Daten 
darüber vor, wie viele Personen in unterschiedh- 
chen Wirtschaftsbranchen in kontinuierlicher Ar- 
beitsweise tätig sind, oder herrscht diesbezüghch 
1988 noch derselbe Kenntnismangel, den eine 
Forschungsgruppe der Bundesanstalt für Arbeits- 
schutz und Unfallforschung, Dortmund, schon 
1975 beklagte (Rutenfranz et al.: Schichtarbeit bei 
kontinuierlicher Produktion, Dortmund 1975)? 

Auf der Basis der Mikrozensuszusatzbefragung von 
1975 kann die Verteilung der abhängig Beschäftigten 
nach Wirtschaftszweigen und Geschlecht in Schichtar- 
beitssy Sternen abgeleitet werden. In vollkontinuierli- 
cher Schichtarbeit arbeiteten demnach (in Tsd.): 


a) Verfügt die Bundesregierung über Informatio- 
nen, zu wieviel Prozent die gesamtgesell- 
schafthch geleistete Schichtarbeit jeweils ge- 
leistet wird aus 

— ökonomischen, 

— technologischen, 

— humanitären Gründen? 

b) Wie bewertet die Bundesregierung den Um- 
stand, daß vielfach auch bei Betrieben, in de- 
nen aus technologischen, produktionsimma- 
nenten Gründen voUkontinui erhebe Schichten 
gefahren werden, ursprünglich rein ökono- 
misch motivierte Investitionen zu solchen Ver- 
änderungen des Produktionsprozesses geführt 
haben, die schheßheh den in Schicht Arbeiten- 
den als „technologische Sachzwänge" er- 
scheinen, es ihrem Wesen nach aber nicht 
sind? 


a) Auf Basis einer 1980 anhand der Ergebnisse des 
Mikrozensus 1975 durchgeführten Schätzung der 
Bundesanstalt für Arbeitsschutz ergibt sich, daß 
48,8% der geleisteten Schichtarbeit auf ökonomi- 
sche Gründe zurückzuführen sind. Das Vorliegen 
ökonomischer Gründe wurde dann angenommen, 
wenn Maschinen und Anlagen länger als 8 Stunden 
ausgelastet werden, um die Produkte oder Dienst- 
leistungen kostengünstiger hersteilen zu können 
und damit die Konkurrenzfähigkeit der Unterneh- 
men im In- und Ausland zu sichern. 

Schichtarbeit aus technischen Gründen wird erfor- 
derlich, wenn Fertigungsprozesse bzw. chemische 
Prozesse verfahrensbedingt über längere Zeit nicht 
unterbrochen und damit ständig kontrolliert und 
durchgängig beobachtet werden müssen. Hier- 
auf entfielen ca. 6,4 % der insgesamt geleisteten 
Schichtarbeit. 

Schichtarbeit aus humanitären oder zivilisatori- 
schen Gründen ist notwendig, da die Bürger be- 
stimmte Produkte und Dienstleistungen in den 
Abend- und Nachtstunden erwarten. Hierzu zählen 
typischerweise Versorgungsbetriebe, Verkehrs- 
und Nachrichtenbetriebe, das Hotel- und Gaststät- 
tengewerbe, Behörden zur Sicherstellung von Ord- 
nung und Sicherheit sowie Einrichtungen des 
Gesundheitswesens. 44,8% der insgesamt geleiste- 
ten Schichtarbeit wurden aus solchen Gründen ge- 
leistet. 


Wirtschaftszweig 

Frauen 

Männer 

Landwirtschaft 

_ 

1,3 

Energie/W asserwirtschaft 

0,4 

53,5 

Rohstofferzeugung/chemische Industrie 

0,2 

121,3 

Metallverarbeitung 

1,6 

59,9 

sonstiges produzierendes Gewerbe 

1,0 

36,7 

Baugewerbe 

0,2 

3,9 

Handel/Gaststätten 

10,8 

11,8 

Verkehr/Nachrichtenübermittlung 

12,9 

138,9 

Kreditinstitute/Versicherungsgewerbe 

0,3 

7,5 

öffentüche Verwaltung 

6,1 

102,7 

sonstige Dienstleistungen 

38,0 

32,1 


14. Übheherweise wird hinsichtlich der Gründe für 
Schichtarbeit unterschieden zwischen ökonomi- 
schen, technischen und humanitären/zivilisatori- 
schen Gründen: 


Über solche Schätzungen hinausgehende, umfas- 
sende konkrete Zahlen über die im öffentlichen 
Dienst im erfordertichen Umfang geleistete Schicht- 
arbeit hegen der Bundesregierung nicht vor. Sie 
lassen sich auch ohne unverhältnismäßigen Verwal- 
tungsaufwand nicht beschaffen. Gerade im Bereich 
des öffentlichen Dienstes ist davon auszugehen, daß 
Schichtarbeit vor allem aus humanitären Gründen 
geleistet wird (z. B. Krankenhäuser, Feuerwehr). 
Diese ließe sich nicht abbauen, ohne die Versor- 
gung der Bevölkerung mit lebenswichtigen Lei- 
stungsangeboten zu gefährden. Dies gilt in der 
modernen Gesellschaft nicht nur für Bereiche wie 
Krankenhaus, Polizei und Feuerwehr, sondern in 
gleicher Weise für die Kommunikation und Versor- 
gung. 
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b) Die Bundesregierung besitzt keine Möglichkeit, 
technische Entwicklungen autonom zu steuern. Sie 
bemüht sich allerdings, über entsprechende For- 
schungen Alternativen der Technikentwicklung 
und Arbeitsorganisation bereitzustellen. 


15. a) Wie Beurteilt die Bundesregierung die Tatsa- 
che, daß der Anteil der in Wechselschicht be- 
schäftigten Arbeitnehmer/innen mit 18 % in 
der Bimdesrepubhk Deutschland (1975) weit 
über den entsprechenden Anteilen in Frank- 
reich (8%; 1978), in den USA (8%; 1980) und 
Großbritannien (13%; 1978) liegt (Quelle: 
OECD, Living Conditions in OECD Countries, 
Paris 1986)? 

b) Wie beurteilt die Bundesregierung die Tatsa- 
che, daß ferner die durchschnittlichen wö- 
chentlichen Betriebsnutzungszeiten im verar- 
beitenden Gewerbe der Bundesrepublik 
Deutschland mit 60,6 Stunden erheblich über 
dem entsprechenden Durchschnitt in Frank- 
reich mit 46 Stunden pro Woche liegt? 

c) Läßt sich angesichts dieses im europäischen 
und internationalen Vergleich überdurch- 
schnittlich hohen Anteils an atypischen Ar- 
beitszeiten die Behauptung aufrechterhalten, 
die bereits bei vms existierende Schichtarbeit 
sei aus Ökonomischer Notwendigkeit beizube- 
halten? 

d) Oder plant die Bundesregierung, im Hinblick 
auf die bevorstehende EG -Anpassung darauf 
hinzuwirken, den überdurchschnittlich hohen 
Anteil an Schichtarbeit in der Bundesrepublik 
Deutschland zumindest auf das durchschnitt- 
liche Niveau vergleichbarer EG -Staaten zu 
drosseln? 


a) Die untereinander vergleichbaren Daten der im 
Rahmen der EG-Stichproben über Arbeitskräfte 
1975 durchgeführten Zusatzerhebung (über die 
Arbeitsbedingungen) weisen aus, daß der Anteil 
der in Schichtarbeit beschäftigten Arbeitnehmer an 
der Gesamtzahl der Arbeitnehmer in der Bundesre- 
publik Deutschland rd. 18 %, in Frankreich rd. 15 % 
und in Großbritannien rd. 16 % betrug. Die Werte in 
der zitierten Quelle der OECD beziehen sich bezüg- 
lich Frankreich nur auf echte Wechselschicht, für 
Großbritannien nur auf vollzeitig Beschäftigte. Im 
übrigen hat die OECD in der Studie „Living Condi- 
tions in OECD Countries, A Compendium of Social 
Indicators, Paris 1986" insgesamt drei Tabellen mit 
Prozentangaben zum Anteü der Beschäftigten in 
„atypischen Arbeitsformen" im internationalen 
Vergleich veröffentlicht. Als „atypische Arbeitsfor- 
men" werden Schichtarbeit, Nachtarbeit und Sonn- 
und Feiertagsarbeit angesehen. Die hierzu für die 
einzelnen Staaten in den Tabellen angegebenen 
Prozentanteile sind nicht für jedes Land vollständig 
und stammen auch aus verschiedenen Jahren (Bun- 
desrepubhk Deutschland: 1975; USA: 1980; Frank- 
reich: 1978), worunter - wie auch in der Studie 
eingeräumt wird - die Vergleichbarkeit der Daten 
zwischen den einzelnen Staaten leidet. 

Unterschiede zwischen einzelnen Ländern können 
sinnvoll nur bei gleicher Wirtschaftsstruktur beur- 
teilt werden, ein hoher Anteil z. B. des Bereiches 
Landwirtschaft verringert den gesamtwirtschafth- 


chen Durchschnitt. Obwohl z. B. die oben angege- 
benen Daten der EG-Stichprobe für Frankreich und 
Großbritannien im Gesamtdurchschnitt niedriger 
sind als für die Bundesrepublik Deutschland, erge- 
ben sich dort für die Bereiche Rohstof ferzeugung/ 
Chemische Industrie höhere Werte als in der Bun- 
desrepubhk Deutschland. Für den hohen Anteil in 
Wechselschicht beschäftigter Arbeitnehmer in der 
Bundesrepublik Deutschland sind daher vor allem 
Gründe der wirtschafthch- strukturellen Entwick- 
lung ausschlaggebend gewesen. 

b) Rein rechnerisch ergibt sich die höhere durch- 
schnittliche Betriebszeit im verarbeitenden Ge- 
werbe in der Bundesrepublik Deutschland durch 
den größeren Anteil an Mehrschichtbetrieben. Dies 
wiederum ist u. a. auf eine unterschiedhche Bran- 
chenstruktur zurückzuführen, wie unter a) aus ge- 
führt. 

Darüber hinaus tendieren viele Betriebe aus Wett- 
bewerb sgründen dazu, kürzere individuelle Ar- 
beitszeiten und eine hohe Kapitalintensität durch 
längere Betriebszeiten auszugleichen. 

c) Durch die in letzter Zeit vereinbarten tariflichen 
Arbeitszeitverkürzungen erhöhte sich der wirt- 
schaftliche Druck zur Ausweitung der Betriebsnut- 
zungszeiten. Da eine weiterhin steigende Kapitalin- 
tensität und erhöhte Anforderungen an die Dienst- 
bereitschaft der Unternehmen hinzukommen, 
nimmt das Gewicht wirtschaftlicher Begründungen 
für eine Erweiterung der Betriebszeiten und damit 
einhergehender „atypischer Arbeitszeiten" eher 
noch zu. 

d) Nein. 


16. Sollte die Bundesregierung in Ermangelung aktu- 
ellen imd differenzierten Datenmaterials nicht in 
der Lage sein, die Fragen 1 bis 13 befriedigend zu 
beantworten, beabsichtigt sie, entsprechende Un- 
tersuchungen zu veranlassen, die geeignet sind, 
die hier gestellten Fragen zu erhellen? 

Auch die Bundesregierung hält die gegenwärtige 
Datenlage über den Umfang der Schicht-, Nacht-, 
Samstags-, Sonn- und Feiertagsarbeit für unbefriedi- 
gend. Bereits in der Vergangenheit ist verschiedentlich 
versucht worden, dieser unzureichenden Datenlage 
abzuhelfen. 

Um u. a. für politische Entscheidungen über eine genü- 
gend differenzierte und repräsentative Datenbasis zu 
verfügen, hat das Bundeskabinett daher am 20. 
Dezember 1988 den Entwurf einer Änderungsverord- 
nung zur Mikrozensusverordnung verabschiedet. 
Diese Verordnung hat u. a. zum Ziele, mit dem Mikro- 
zensus 1989 auch aktuelles und differenziertes Daten- 
material über das Ausmaß der Schicht-, Nacht-, Sams- 
tags-, Sonn- und Feiertagsarbeit zu erheben. Durch die 
Erhebung im Rahmen des Mikrozensus wäre die Ver- 
gleichbarkeit mit den letzten amtlichen Erhebungen 
des Jahres 1975 gewährleistet. 
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11. Gesundheitliche Belastungen durch Nacht- und 
Schichtarbeit 

17. a) Sind der Bundesregierung die einschlägigen, 
internationalen arbeitsmedizinischen Untersu- 
chungen (Haider, Wien 1979; Mott et al., Mi- 
chigan 1965; Münstermann/Preiser, Bonn 
1978; Rosenkranz, Berhn-DDR, 1975; Ruten- 
franz et al., Dortmund 1975) bekannt, wonach 
die Kurve der physiologischen Leistungsbe- 
reitschaft analog der 24 ständigen Circa- 
dianrhythmik funktioniert und damit über zwei 
Leistungsmaxima (gegen 9.00 Uhr und gegen 
19.00 Uhr) sowie über zwei Leistungsminima 
(3.00 Uhr nachts und gegen 15.00 Uhr) verfügt? 

b) Ist der Bundesregierung bekannt, daß eine An- 
passung der Tagesperiodik physiologischer 
Funktionen an einen vorgegebenen Schicht- 
rhythmus, vor allem an Nachtarbeit, nicht statt- 
findet, so daß Schichtarbeiter/innen gezwun- 
gen sind, zu Zeiten niedriger und niedrigster 
Leistungsbereitschaft des Körpers eine ähnlich 
hohe Leistung zu erbringen wie am Tage? 

a) Die angesprochenen Erkenntnisse über die physio- 
logische Leistungsbereitschaft sind der Bundesre- 
gierung bekannt. Einschlägige Forschungsprojekte 
wurden durch den Bund gefördert und wurden in 
der Frage selbst auf geführt. Zusammenfassende 
Darstellungen hegen bei der Bundesanstalt für 
Arbeitsschutz vor (H. Hahn, Nacht- und Schichtar- 
beit I, II, Schriftenreihe der Bundesanstalt für Ar- 
beitsschutz, Fa 1, Fa 5, Dortmund 1986/87). 

b) Die Problematik der schwierigen physiologischen 
Anpassung, insbesondere an Nachtarbeit, ist eben- 
falls bekannt. Auch hier hat der Bund Forschungs- 
vorhaben, insbesondere bei der Bundesanstalt für 
Arbeitsschutz, gefördert. Die in physiologisch un- 
günstigen Tagesphasen zu erbringenden Leistun- 
gen dürften allerdings nicht generell mit denen 
während der Normalarbeitszeit zu vergleichen sein, 
da nicht alle Produktionsprozesse bzw. Dienstlei- 
stungen in der Nacht mit der gleichen Intensität 
ablaufen; auch hierüber gibt es entsprechende Er- 
kenntnisse. 


18. a) Wie beurteüt die Bundesregierung die eben- 
falls hinlänglich erforschte Schlafproblem^tik 
von Schichtarbeitern/innen, die sich von ihren 
nächtlichen Belastungen- nicht analog den 
Tagarbeitern/innen erholen können, da ihr 
Schlaf zur Tageszeit durch eine Vielzahl äuße- 
rer (Straßenlärm, Unruhe im Haus, Helligkeit) 
sowie innerer Einwirkungen (Hungergefühle, 
Widerspruch zur inneren Uhr) verkürzt und 
beeinträchtigt wird? 

b) Teilt die Bundesregierung die Beurteüung des 
Arbeitsmediziners Ulich, „daß Schlafmangel 
und gestörter Schlaf im Sinne einer außerge- 
wöhnhchen nervösen Belastung wirksam wer- 
den (. . . und so) zu erhöhter vegetativer Labili- 
tät und Nervosität führen und damit nicht zu 
unterschätzende gesundheitliche Beeinträchti- 
gungen zur Folge haben (können)" (Uhch, E,, 
Schicht- und Nachtarbeit im Betrieb, Köln 
1964)? 

a) Die besondere Schlafproblematik von Schichtarbei- 
tern ist bekannt. Auch diese Frage ist in von der 
Bundesregierung geförderten Forschungsprojekten 


untersucht worden. Die Bundesanstalt für Arbeits- 
schutz hat auf dieser Grundlage eine Reihe von 
Empfehlungen zur Gestaltung der Wohnverhält- 
nisse, zur Ernährung und Versorgung von Schicht- 
arbeitern sowie zur Gestaltung von Schichtplänen 
gegeben. Die dokumentierten Erkenntnisse haben 
darüber hinaus Eingang in eine Seminarkonzeption 
„Schichtarbeit und Wohnen'' gefunden, die sich 
besonders an Bauträgergesellschaften u. ä. Adres- 
saten wendet, damit die Wohnbereiche von Schicht- 
arbeitern adäquat geplant werden. Derartige Vor- 
schläge sind bereits realisiert worden, z. B. bei 
Werkswohnungen. 

b) Zahlreiche Forschungsergebnisse zeigen, daß diese 
Beurteilung zutreffend ist. Viele der unter a) 
genannten umfassenden Maßnahmeempfehlungen 
der Bundesanstalt für Arbeitsschutz zielen daher 
insbesondere auf die Verbesserung der Schlafquali- 
tät von Schichtarbeitern. 


19. a) Ist der Bundesregierung bekannt, daß Schicht- 
arbeiter im industriellen Bereich in der Regel 
nicht nur durch die Auswirkungen der Arbeit 
zu unüblichen Zeiten belastet sind, sondern 
durch zusätzUche Streßfaktoren wie Lärm, Vi- 
brationen, klimatische Belastungen, schwere 
körperhche Arbeit, gefährliche Arbeitsstoffe, 
Stäube, Gase, hohe Konzentrationsleistungen, 
Zeitdruck u. a. ? 

Wenn ja, welche Schlußfolgerungen zieht sie 
daraus? 

b) Teilt die Bundesregierung unsere Auffassung, 
wonach es angesichts solcher langanhaiten- 
der Mehrfachbelastungen wenig überraschen 
kann, wenn Schichtarbeiter (mit Nachtarbeit) 
immer wieder angeben, unter Mattigkeit, Un- 
lust, Gereiztheit, Schläfrigkeit und chronischen 
Erschöpfungszuständen zu leiden? 

a) Untersuchungen zeigen, daß an Schichtarbeitsplät- 
zen durchschnittlich mehr Belastungsfaktoren Zu- 
sammentreffen als an reinen Tagarbeitsplätzen. Da 
Nacht- und Schichtarbeit aus verschiedenen versor- 
gungsbedingten, technischen und wirtschaftlichen 
Gründen nicht abgeschafft werden kann, ist es 
wichtig, Schichtarbeitsplätze mit dem Ziel der Bela- 
stungsverminderung zu gestalten. Hinweise zu 
einer entsprechenden Gestaltung der Arbeitszeit 
und sonstiger Arbeitsbedingungen sowie der 
Gestaltung allgemeiner Rahmenbedingungen der 
Arbeits- und Lebenssituation können den Empfeh- 
lungen der Bundesanstalt für Arbeitsschutz, aber 
auch vieler anderer Stellen, entnommen werden. 

b) Die Ausvrirkungen der Mehrfachbelastungen, be- 
sonders im Zusammenhang mit Nachtarbeit, und 
die damit verbundenen Beanspruchungen sind 
bekannt. Sie führen aber nicht in jedem Fall zu 
Gesundheitsstörungen bzw. Krankheiten. Gesund- 
heitliche Störungen können dann auftreten, wenn 
aufgrund von Beanspruchungen die Leistungsher- 
gabe dauerhaft über die normale Leistungsfähigkeit 
hinausgeht. Bei etlichen, als schwere Belastungen 
erkannten Arbeitsbedingungen, wie Hitze, Kälte, 
Lärm usw., schreiben deshalb Unfallverhütungsvor- 
schriften regelmäßige ärzthche Untersuchungen 
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vor. Zu weiteren wesentlichen Gestaltungsberei- 
chen liegen seit längerem arbeitsmedizinische 
Empfehlungen vor, z. B. zur Schichtplangestaltung; 
beispielsweise wird die Begrenzung der Nachtar- 
beitsperiodik durch das Prinzip der eingestreuten 
Nachtschichten empfohlen. Dennoch werden nach 
wie vor überwiegend Schichtpläne praktiziert, die 
vom arbeitsmedizinischen Standpunkt aus abzuleh- 
nen sind, jedoch aus anderen Gründen offenbar von 
den Belegschaften und Betriebsleitungen vorgezo- 
gen werden. 

Ein weiterer zentraler Gestaltungsbereich, zu dem 
seit längerer Zeit arbeitsmedizinische Empfehlun- 
gen vorliegen, betrifft die betriebsärztliche Betreu- 
ung von Schichtarbeitern. Vorrangig werden Eig- 
nungsuntersuchungen vor Beginn sowie wieder- 
kehrende Kontrolluntersuchungen im weiteren Ver- 
lauf der Tätigkeit an einem Schichtarbeitsplatz vor- 
geschlagen. Für diese Untersuchungen hegen Kri- 
terien vor, nach denen über die Eignung zu Schicht- 
und Nachtarbeit entschieden werden soll. Darüber 
hinaus haben zahlreiche Betriebsvereinbarungen 
die Durchführung regelmäßiger Vorsorgeuntersu- 
chungen geregelt. 


20. Stimmt die Bundesregierung uns darin zu, daß der 
alarmierend hohe Konsum von Beruhigungsmit- 
teln, Psychopharmaka, Nikotin und Alkohol, der 
immer wieder bei Schichtarbeitern und anderen 
besonders belasteten Arbeitnehmern/innen fest- 
gestellt wurde (s. z. B. Forschungsbericht „Streß 
am Arbeitsplatz"' in Müller- Wichmann, 1988), 
nicht mehr als „individuelles Fehlverhalten" be- 
trachtet werden kann, sondern daß es sich bei 
diesem weit verbreiteten Abusus eher um eine 
kollektive Ausdrucksform krankmachender Ar- 
beitsbedingungen handelt, welche mittels dieser 
(längerfristig ebenfalls krankmachenden) Drogen 
zumindest vorübergehend erträglicher gemacht 
werden sollen? 


Mißbrauchsverhalten kann mit belastenden Arbeitsbe- 
dingungen Zusammenhängen. Hierauf gibt es auch 
Hinweise in Studien der Bundesanstalt für Arbeits- 
schutz (U. Pröll, W. Streich, Arbeitszeit und Arbeitsbe- 
dingungen im Krankenhaus, Dortmund 1985). Ein prä- 
ventiver Arbeits- und Gesundheitsschutz muß daher 
darauf gerichtet sein, nicht nur das individuelle 
Gesundheitsverhalten zu verändern, sondern die 
(mit) verursachenden Faktoren, z. B. die Bedingungen 
am Arbeitsplatz, durch Gestaltungsmaßnahmen so zu 
verändern, daß gesundheitsgerechte Verhaltenswei- 
sen gefördert werden. Hierzu liegt eine Vielzahl von 
Vorschlägen vor, die der Praxis zur Verfügung stehen. 


21. a) Ist der Bundesregierung bekannt, daß viele 
Schichtarbeitnehmer/innen aufgrund des häu- 
fig erzwungenen Wechsels in der Rhythmik 
ihrer Mahlzeiten über Appetitlosigkeit und 
Verdauungsstörungen klagen? 

b) Sind der Bundesregierung vergleichende Stu- 
dien bekannt, die bis zu doppelt so hohe Raten 
an Magengeschwüren und Darmerkrankun- 
gen sowie eine erhöhte Morbidität bzw. Früh- 
invalidität aufgrund von Magen-/Dar'merkran- 


kungen bei Nachtschichtarbeitern/innen ge- 
genüber Tagarbeitern/innen festgestelit ha- 
ben? 

Wie beurteilt sie diesen Sachverhalt? 

a) Bei Schicht- und Nachtarbeitern sind häufig Störun- 
gen der Magen- und Darmfunktionen zu beobach- 
ten. Die Optimierung von Schichtplänen, der 
Arbeitsbedingungen am Schichtarbeitsplatz sowie 
der Randbedingungen von Schichtarbeit (Verpfle- 
gungsorganisation, schichtarbeitsgerechte Mahlzei- 
ten sowie eine schichtarbeitsgerechte Gestaltung 
außerbetrieblicher Verhältnisse) sind wichtiger 
Bestandteil der Anstrengungen, mögliche negative 
Folgen von Schichtarbeit zu vermeiden. Daher soll- 
ten z. B. die vorliegenden Ernährungsempfehlun- 
gen - insbesondere bei Nachtarbeit - beachtet wer- 
den. Es ist im übrigen Aufgabe der Tarifvertrags- 
parteien und der Betriebe, vorhandene Empfehlun- 
gen zur Gestaltung der Nacht- und Schichtarbeit 
umzusetzen. 

b) Die genannten Untersuchungsergebnisse sind der 
Bundesregierung nicht bekannt. Bekannt ist aller- 
dings ein erhöhtes Auftreten solcher gesundheits- 
schädlicher Beeinträchtigungen besonders bei 
Nachtarbeitern. Auf die Gestaltung der Arbeitsbe- 
dingungen muß daher in den Betrieben besonderes 
Augenmerk gelegt werden. In gravierenden Fällen 
sollte die unter 19 b) erwähnte betriebsärztliche 
Betreuung zu einer rechtzeitigen Herausnahme aus 
der Schichtarbeit führen. 


22. a) Ist der Bundesregierung bekannt, daß die un- 
ter ernährungsphysiologischen Gesichtspunk- 
ten wünschenswerte Verpflegung vori Nacht- 
arbeitern/innen (5 bis 7 kleine, warme Mahl- 
zeiten während der Nacht) in den Industriebe- 
trieben der Bundesrepublik Deutschland so 
gut wie nicht angeboten wird? 

b) Wie beurteilt die Bundesregierung die gesetz- 
liche Regelung der Werksverpflegung für 
Schichtarbeiter in der DDR, die jedem Betrieb 
eine Versorgung der Nachtschichtarbeiter mit 
Schonkost auferlegt? 

c) Erwägt die Bundesregierung eine ähnliche ge- 
setzliche Regelung für die Industriebetriebe, 
Kliniken usw. in der Bundesrepublik Deutsch- 
land, um die heute unbefriedigende Ernäh- 
rungssituation von Nachtschichtarbeitneh- 
mem/innen erheblich zu verbessern? 


a) Eine auf die speziellen Belange der Nachtarbeit 
ausgerichtete Verpflegung gehört zu den wichtigen 
Gestaltungsvorschlägen zur Nacht- und Schichtar- 
beit. Der Bundesregierung ist nicht bekannt, inwie- 
weit diesen Empfehlungen in der Betriebspraxis 
Rechnung getragen wird. 

b) und c) 

Der Bundesregierung sind die Regelungen in der 
DDR bekannt. Die Bundesregierung plant jedoch 
keine eigene gesetzliche Regelung. U. a. hat der 
Betriebsrat bei der Gestaltung der Schichtarbeit ein 
Mitbestimmungsrecht. Die Bereitstellung geeigne- 
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ter Verpflegung kann z. B. durch Betriebsverein- 
barungen geregelt werden. 

23. Der in den letzten Jahren vorübergehend festzu- 
stellende tendenzielle Rückgang der Morbidität 
an Magen-/Darmerkrankungen bei Schichtarbei- 
tern wird allgemein auf das gestiegene Bewußt- 
sein über die Risiken langjähriger Wechsel- 
schichtarbeit zurückgeführt, aufgrund dessen in 
der Vergangenheit viele Arbeitnehmer/innen mit 
beginnenden Magenbeschwerden rechtzeitig aus 
der Wechselschicht- und Nachtarbeit in Tagarbeit 
wechselten. 

a) Teilt die Bundesregierung unsere Befürchtung, 
daß diese Möghchkeiten der gesundheitsbe- 
dingten Aufgabe der Schichtarbeit angesichts 
der derzeitigen Arbeitsmarktlage (hohe, regio- 
nal konzentrierte Erwerbslosigkeit, hohe Er- 
werbslosigkeit bei älteren Arbeitnehmern) 
künftig nicht in ausreichendem Maße für all 
diejenigen Arbeitnehmer/innen existiert, für 
die dies dringend geboten erscheint? 

b) Teüt die Bundesregierung unsere Auffassung, 
daß die Möghchkeit eines gesundheitlich not- 
wendigen Arbeitsplatzwechsels für Arbeitneh- 
mer/innen so wichtig ist, daß es nicht dem 
Zufall überlassen sein darf, ob gesundheithch 
belastete Schichtarbeiter/innen je nach Stand- 
ort- und Brancheiigegebenh eiten ihre bela- 
stende Arbeitsweise zugunsten der weniger 
belastenden Tagarbeit aufgeben können oder 
nicht? 


a) Diese Befürchtung wird unter der Voraussetzung 
einer sinnvollen Arbeitsgestaltung und Personalpo- 
litik in den Unternehmen so nicht geteilt. Für Nacht- 
und Schichtarbeit liegen u. a, Vorschläge für die 
arbeitsmedizinische Betreuung vor. Durch Erst- und 
regelmäßige Kontrolluntersuchungen kann sicher- 
gestellt werden, daß nur solche Personen Nacht- 
und Schichtarbeit aufnehmen oder fortführen, die 
voraussichtlich keine gesundheiüichen Schäden 
davontragen werden. Grundsätzlich sollten aber 
Nacht- und Schichtarbeit nicht ein ganzes Berufsle- 
ben lang ausgeführt werden. Um den Schichtbe- 
trieb durchlässiger zu machen, sind besondere 
Maßnahmen im Bereich der Personalplanung/Per- 
sonalentwicklung erforderlich, zu deren Realisie- 
rung weitere flankierende Maßnahmen (Arbeitsor- 
ganisation, Schichtplangestaltung, tarifliche und 
betriebliche Regelungen zur Verdienstsicherung) 
hinzukommen müssen. 

b) Durch die unter a) genannten Vorschläge zur 
arbeitsmedizinischen Betreuung kann der „Zufall“ 
weitgehend ausgeschlossen werden. 


24. Gedenkt die Bundesregierung, mit gesetzlichen 
Maßnahmen die Möglichkeiten für Arbeitnehmer/ 
innen in Wechselschicht mit Nachtarbeit und für 
Arbeitnehmer/innen in Dauer-Nachtarbeit zu ver- 
bessern, in Tagarbeit wechseln zu können, sofern 
dies aus gesundheitlichen Gründen geboten ist? 

a) Welche gesetzlichen Maßnahmen wären nach 
Ansicht der Bundesregierung hierfür geeignet? 

b) Gedenkt die Bundesregierung beispielsweise, 
Betriebe mit Schichtarbeit ab einer bestimmten 
Größe gesetzlich dazu zu verpflichten, eine 
entsprechende Anzahl von Arbeitsplätzen mit 


Normalarbeitszeit bereitzustellen für diejeni- 
gen Betriebsangehörigen, die einen gesund- 
heitsbedingten Wechsel aus der Schichtarbeit 
in die Tagarbeit wünschen? 

§ 5 des Entwurfs eines Arbeitszeitgesetzes (Druck- 
sache 11/360) ermöglicht es, durch Rechtsverordnung 
mit Zustimmung des Bundesrates für bestimmte Arbei- 
ten, die mit besonderen Gefahren für die Gesundheit 
der Arbeitnehmer verbunden sind, die Arbeitszeit zu 
beschränken, die Ruhepausen und Ruhezeiten auszu- 
dehnen und die Abweichungsmöglichkeiten der Tarif- 
vertragsparteien zu beschränken, soweit dies zum 
Schutz der Gesundheit der Arbeitnehmer erforderlich 
ist. Diese Vorschrift ermächtigt auch dazu, besondere 
Arbeitszeitverkürzungen für Schichtarbeiter bzw. Dau- 
ernachtarbeiter vorzunehmen. Darüber hinaus hegt 
auch in diesem Bereich in besonderem Maße ein Betä- 
tigungsfeld für die Tarifvertragsparteien. Sie haben 
hierzu bereits seit mehreren Jahren viele Erleichterun- 
gen für die Schichtarbeiter vereinbart. 


25. Oder hält es die Bundesregierung in der Ten- 
denz für eine adäquate Lösung der Problematik 
der Gesundheitsbelastung durch Schichtarbeit, 
mittels Eignungstests und zukünftig vielleicht 
auch mittels Arbeitnehmer-screening zwischen 
„Schichtarbeitresistenten" und „Schichtarbeit-un- 
geeigneten" Arbeitnehmer/innen zu selektieren? 

Nach Auffassung der Bundesregierung dienen arbeits- 
medizinische Vorsorgeuntersuchungen nicht dazu, 
Arbeitnehmer wegen ihrer individuellen Krankheitsri- 
siken aus dem Arbeitsleben auszusondem oder sie in 
ihren beruflichen Entfaltungsmöglichkeiten zu be- 
schneiden. Arbeitsmedizinische Vorsorgeuntersuchun- 
gen dienen vielmehr dazu, arbeitsplatzspezifische Risi- 
ken zu erfassen und den Arbeitnehmer in bezug auf 
seine individuelle Situation arbeitsmedizinisch zu 
beraten; sie haben erforderlichenfalls auch eine 
Beweissicherungsfunktion. Werden als Ergebnis einer 
arbeitsmedizinischen Vorsorgeuntersuchung gesund- 
heitliche Bedenken ausgesprochen, die nicht in der 
Arbeitsplatzsituation, sondern in der Person des 
Arbeitnehmers ihre Ursache haben, denen weder 
durch technisch-organisatorische noch durch medizini- 
sche Maßnahmen begegnet werden kann, so erhält der 
Arbeitnehmer durch die Kenntnis des Untersuchungs- 
ergebnisses eine Grundlage für seine persönliche Ent- 
scheidung über seine weitere berufliche Tätigkeit. 


26. Auch in den Bereichen, in denen aus humanitären 
Gründen keinesfalls auf voUkontinuierhche Ar- 
beitsweise verzichtet werden kann - allen voran 
das Gesundheitswesen -, sind die Belastungen für 
die dort Beschäftigten über das unbedingt not- 
wendige Maß hinaus oft durch die seit Jahren 
anhaltende Personalp ohtik erhöht; Nur eine ex- 
aminierte Krankenschwester pro Nachtwachen- 
dienst für mehrere Krankenstationen, ärztliche 
Dienstzeiten von bis zu 48 Stunden, Nacht- 
wachenperioden bis zu 12 Nächten in Folge - ein 
derartiger Personalschlüssel bei gleichzeitig zu- 
nehmender Mediziner/innen-Erwerbslosigkeit 
kennzeichnet die Situation in vielen bundesdeut- 
schen Kliniken. Diese hat nicht nur Auswirkungen 
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auf die m diesen Berufen Arbeitenden, sondern 
natürlich auch auf die ihrer Pflege und Aufmerk- 
samkeit anvertrauten Patienten/innen. 

Ein kaum lösbarer Konflikt entsteht für das medi- 
zinische und das Pflegepersonal häufig (systema- 
tisch und nicht als Ausnahme), wenn nach einer 
beendeten Nachtwache wegen einer Personal- 
lücke ein sofort anschließender Tag dienst erwar- 
tet wird; den Betroffenen ist es kaum möglich, die 
notwendige Freizeit wahrzunehmen, ohne sich 
dem Vorwurf unterlassener Hilfeleistung auszu- 
setzen. 

Plant die Bundesregierung im Rahmen ihres ge- 
planten Arbeitszeitgesetzes, diesen unhaltbaren 
Zustand im Gesundheitswesen zu beenden, z. B. 
durch 

— gesetzliche Höchstarbeitszeiten für Ärzte/in- 
nen und Krankenpflegepersonal, 

— einen verbindlichen gesetzlichen Mindestpfle- 
geschlüssel, der dem heutigen, intensiven me- 
dizinischen Pflegeniveau angepaßt ist, 

— ein gesetzlich vorgeschriebenes Maximum von 
höchstens 5 Nachtdiensten in Folge bei an- 
schließend mindestens 4 garantierten freien 
Tagen, die auch genommen werden müssen 
und nicht durch Rufbereitschaft beeinträchtigt 
werden dürfen, 

— ein Verbot, nicht adäquat ausgebildetes Perso- 
nal (insbesondere bei Nachtwachen) einzuset- 
zen, um so die nicht ausreichende personelle 
Versorgung auszugleichen, 

— oder gegebenenfalls durch welche anderen 
Maßnahmen? 


Im Entwurf eines Arbeitszeitgesetzes ist vorgesehen, 
den öffentlich-rechtlichen Arbeitsschutz einheitlich auf 
alle Arbeitnehmer auszudehnen und die Verordnung 
über die Arbeitszeit in Krankenpflegeanstalten vom 13. 
Februar 1924 aufzuheben. Nach dem Entwurf soll die 
werktägliche Arbeitszeit der Arbeitnehmer grundsätz- 
lich 8 Stunden nicht überschreiten; sie kann bis auf 10 
Stunden täglich verlängert werden, wenn innerhalb 
von 4 Kalendermonaten oder innerhalb von 16 Wochen 
im Durchschnitt 8 Stunden werktäglich nicht über- 
schritten werden. 

Im Interesse eines praxisnahen, sachgerechten und 
effektiven Arbeitszeitschutzes werden den Tarifver- 
tragsparteien und unter bestimmten Voraussetzungen 
auch den Betriebspartnern mehr Befugnisse und mehr 
Verantwortungen als bisher übertragen. So können die 
Tarifvertragsparteien die Arbeitszeitregelungen in 
Krankenhäusern und anderen Einrichtungen zur 
Behandlung, Pflege und Betreuung von Personen der 
Eigenart dieser Tätigkeit und dem Wohl dieser Perso- 
nen entsprechend anpassen. 

Die Tarifvertragsparteien haben schon heute entspre- 
chend den Bedürfnissen der Krankenhäuser die Ver- 
pflichtung der Ärzte zur Ableistung von Bereitschafts- 
diensten in den Sonderregelungen 2. c zum Bundesan- 
gestelltentarifvertrag festgelegt. Sie waren in den Jah- 
ren 1982/83 Gegenstand intensiver Verhandlungen 
der Tarifvertragsparteien und haben zu den im 50. 
Änderungstarifvertrag zum Bundesangestelltentarif- 
vertrag enthaltenen Regelungen geführt. 

Soweit mit der Frage nach einem verbindlichen gesetz- 
lichen Mindestpflegeschlüssel die Personalbemessung 


von Pflegepersonal in Krankenhäusern angesprochen 
ist, richtet sich die Beantwortung der Frage nach § 19 
Krankenhausfinanzierungsgesetz (KHG). Danach ha- 
ben die Selbstverwaltungen von Krankenkassen und 
Krankenhäusern den gesetzlichen Auftrag, Maßstäbe 
und Grundsätze u. a. auch für die Personalbemessung 
der Pflegeberufe in Krankenhäusern zu erarbeiten. 
Erst wenn die Selbstverwaltungen sich nach konkret 
geführten Verhandlungen und Ablauf bestimmter Fri- 
sten nicht haben einigen können, bestimmt die Bun- 
desregierung den Inhalt der Maßstäbe und Grundsätze 
durch Rechtsverordnung mit Zustimmung des Bundes- 
rates. 

Bisher hat die Selbstverwaltung noch keine konkreten 
Verhandlungen zur Personalbemessung für die Pflege- 
berufe auf genommen; die Aufnahme solcher Verhand- 
lungen zeichnet sich erst für das Frühjahr 1989 ab. 
Daher liegen die Voraussetzungen für ein Tätigwerden 
des Bundesministers für Arbeit und Sozialordnung 
noch nicht vor. Über die Aufnahme der Verhandlungen 
zur Personalbemessung ist es auch Aufgabe der Ver- 
tragsparteien in Pflegesatzverhandlungen, unter 
Berücksichtigung der Leistungsstrukturen eines Kran- 
kenhauses die Angemessenheit der vorhandenen Per- 
sonalstrukturen zu überprüfen. 


IIL Auswirkungen von Wechselschicht- und 
Nachtarbeit auf Familie bzw. Partnerschaft 

Die Fragen 27 bis 30 werden wegen ihres engen Sach- 
zusammenhangs gemeinsam beantwortet. 


27. Sind der Bundesregierung die Studien aus dem 
europäischen und amerikanischen Raum bekannt 
(Banks, London 1956; Bunnage, Kopenhagen 
1979; Haider, Wien 1979; Maasen, Leuven 1978; 
Mott et al., Michigan 1965; Neuloh, Münster 
1964), und wie beurteilt sie deren Ergebnisse, aus 
denen übereinstimmend hervorgeht, welchen Be- 
lastungen die Familien von Schichtarbeitneh- 
mern/innen ausgesetzt sind, z. B. 

— weil durch die dissynchronen Tagesverläufe 
der Familienmitglieder (Schichtzeiten, Schul- 
zeiten, Normalarbeitstag) ein erhöhter Arbeits- 
aufwand bei der Zubereitung der Mahlzeiten 
anfällt, 

— weil vor allem in Familien mit beengten Wohn- 
verhältnissen und kleinen Kindern den Frauen 
Vermittlungsleistungen zwischen kindlichen 
Entfaltungsbedürfnissen und dem Ruhebe- 
dürfnis des Nachtschichtarbeiters abverlangt 
werden, die oft unvereinbar sind und häufig zu 
Konflikten führen, 

— weil Schulkinder ihre Väter bei Spätschicht in 
der Regel eine Woche lang überhaupt nicht 
sehen, 

— weil berufstätige Partnerinnen von Wechsel- 
schichtarbeitern ihre Männer in der Spät- 
schichtwoche ebenfalls kaum sehen (es sei 
denn, um den Preis verkürzter Nachtruhe) und 
auch sonst über geringe gemeinsame Freizeit- 
möglichkeiten klagen, 

— weil eine gemeinsame tägliche Mahlzeit von 
Erwachsenen und Kindern, die von allen Be- 
fragten immer wieder als wichtige Kommuni- 
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kationsmöglichkeit genannt wird, so gut wie 
nie stattfinden kann, 

— weil in der Untersuchung von Rutenfranz et al. 
26%, d. h. jede vierte, der befragten nichter- 
werbstätigen Ehefrauen angaben, sich durch 
die Schichtarbeit des Partners an der Aufnah- 
me einer eigenen, erwünschten Erwerbstätig- 
keit gehindert zu fühlen, 

— weil sich vor allem Frauen mit partnerschaftli- 
cher Rollenauffassung durch die häufig wech- 
selnden Arbeitszeiten ihres Partners, die die 
verbindliche Übernahme bestimmter Pflichten 
nicht erlauben (z.B. Schulpflegschaft, Eltern- 
abende etc.), ungewollt auf eine traditionelle 
Alleinzuständigkeit für Kinderbelange festge- 
schrieben sehen, 

— weil von der überwiegenden Zahl der - er- 
werbstätigen wie nichterwerbstätigen - Part- 
nerinnen freie Werktage nicht als Ersatz für 
verlorene gemeinsame Wochenenden empfun- 
den werden, 

— weil die Frauen von Schichtarbeitern sich an 
Arbeitswochenenden ihrer Partner und an den 
Abenden der Spätschichtwoche sozial isohert 
fühlen, da ihre Freunde/innen und Bekannten 
diese Zeit im Kreise ihrer Familien/Partner- 
schaften verbringen, 

— weil allein die zeitlichen Voraussetzungen für 
die Entfaltung eines ungestörten, genußvollen 
Sexuallebens in Schichtarbeiter-Beziehungen 
äußerst reduziert sind? 

28. Ist die Bundesregierung der Ansicht, daß diese 
(unvollständige) Aufzählung von Belastungen, 
denen die Famihen/Beziehungen von Wechsel- 
schichtarbeitnehmern/innen gegenüber den- 
jenigen mit sogenanntem Normalarbeitstag aus- 
gesetzt sind, im Sinne der von ihr geforderten 
famihären Tugend der „Opferbereitschaft" klag- 
los hinzunehmen sind? 

29. Oder teilt sie die Ansicht der GRÜNEN, daß die 
langjährigen Beeinträchtigungen von Famihen, 
die dem Diktat der Schicht- und Nachtarbeit un- 
terliegen, so schwerwiegend sind - für die Part- 
nerschaftsbeziehung, für die Eltern-Kinder-Bezie- 
hung, für die wünschenswerte Überwindung der 
geschlechtsspezifischen Arbeitsteilung -, daß eine 
Zurückdrängung dieser Arbeitsweise bzw. minde- 
stens das Aufhalten ihrer noch weiteren gesell- 
schaftlichen Ausbreitung auch aus familien- bzw. 
fraüenpolitischen Gesichtspunkten wünschens- 
wert ist? 

30. Aus konservativer Sicht wird die Famihe gern als 
„Gegenmilieu", als „Sanfte Macht" (Norbert 
Blüm) dargesteUt, die quasi unabhängig von bzw. 
in Gegensatz zu den Belastungen der Konkurrenz 
des harten Erwerbslebens existiert und ihren Mit- 
gliedern (vor allem dem Mann) emotionale Gebor- 
genheit, Rückhalt, Sinnstiftung etc. vermittelt. 

Kann sich die Bundesregierung zumindest hin- 
sichtlich der Situation von Schichtarbeiterfamilien 
unserer Ansicht anschheßen, daß diese Auffas- 
sung von „Famihe als Gegenweit" unhaltbar ist 
und daß vielmehr auch das private Zusammenle- 
ben der Menschen sehr direkt und sehr gravierend 
von den Rhythmen der Wechselschicht- und 
Nachtarbeit geprägt wird? 


Die genannten Studien sind der Bundesregierung 
bekannt. Die Famihenpolitik insgesamt kann nur zu 
einer besseren Vereinbarkeit von Familie und Er- 
werb Stätigkeit führen, wenn die gesellschaftlichen 
Rahmenbedingungen dafür positiv verändert werden. 


Dazu haben die Familienminister und -Senatoren des 
Bundes und der Länder auf ihrer Sitzung am 21./22. 
April 1988 in Bonn unter anderem erklärt: „Die Wirt- 
schafts-, Finanz- und Arbeitsmarktpolitik müssen dar- 
auf hinwirken, daß die Erwerbstätigkeit von Männern 
und Frauen nicht am Mangel an geeigneten Arbeits- 
plätzen scheitert. " 

Zu einer besseren Abstimmung zwischen Famihen- 
und Arbeitszeit sind aber nicht nur Anstrengungen im 
Bereich staatlicher Maßnahmen erf ord erheb ; gleich- 
zeitig müssen auch die freien Kräfte in der Gesell- 
schaft, insbesondere auch die Tarifpartner, zu einer 
besseren Vereinbarkeit von Familie und Erwerbstätig- 
keit ihren Beitrag leisten. Zu dieser besseren Abstim- 
mung wird deshalb nach Meinung der Familienmini- 
ster und -Senatoren auch ein größeres Angebot von 
Teilzeitarbeitsplätzen sowie die „Stärkung eines flexi- 
blen Angebots an Tagesbetreuung in Einrichtungen" 
für Kinder und „die Erweiterung der Tagespflege" 
beitragen. 

Auf eine Vielzahl vorliegender Empfehlungen, die sich 
an unterschiedliche in Frage kommende Adressaten 
richten, wird verwiesen. 

Ergänzend ist anzumerken, daß z. B. Frage 29 von der 
Tatsache ausgeht, daß Schichtarbeit gleichbleibenden 
Charakter hat. Es ist nicht zu verkennen, daß die vor- 
genommenen Arbeitszeitverkürzungen sich auch posi- 
tiv auf den Charakter der Schichtarbeit ausgewirkt 
haben. Durch zusätzliche Schicht-Belegschaften 
konnte die Zahl der Nachtschichten beträchtlich ver- 
ringert werden. Es gibt Anzeichen dafür, daß der 
Anteil der Kontischicht zurückgeht und flexible 
Schichtformen zunehmen, die insgesamt größere 
zusammenhängende Freizeitblöcke ermöglichen. 
Trotzdem ist die Situation in zahlreichen Bereichen 
noch unbefriedigend. Um so wichtiger erscheint die 
breite Umsetzung vorhandener Gestaltungserkennt- 
nisse in der Praxis. 

Überdies enthalten neuere Entwicklungen in Richtung 
Arbeitszeitflexibilisierung und -Verkürzung auch 
Chancen. So könnten z. B. die besonders stark bela- 
stenden Nachtarbeitsperioden gezielt verkürzt und die 
Freizeitblöcke vergrößert werden, um die bereits ange- 
sprochenen gesundheitlichen Risiken zu reduzieren 
und zu die familiären Beziehungen verbessernden 
Modellen zu kommen. 


/V. Auswirkungen der Wechselschichtarbeit auf 
die Partizipation am sozialen Leben 

31. Wie beurteilt die Bundesregierung die Tatsache, 
daß ca. jede/r fünfte Arbeitnehmer/in in der Bun- 
desrepublik Deutschland von außerberuflichen, 
politischen, allgemeinbildenden Weiterqualifika- 
tionsmöglichkeiten praktisch ausgeschlossen sind, 
well er/sie häufig in den Zeiten, zu denen solche 
Bildungsmaßnahmen angeboten werden, arbeiten 
muß? 

Angesichts des engen Zusammenhangs von Quahfika- 
tion und Innovation wird die Weiterbildung in den 
kommenden Jahren sowohl quantitativ als auch quah- 
tativ an Bedeutung gewinnen und muß als wichtiger 
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und unerläßlicher Bestandteil des Bildungswesens, als 
„vierte Säule" verstanden werden. Eine zukunfts orien- 
tierte Weiterbildungspolitik muß sicher stellen, daß das 
Weiterbildungsangebot den Bedürfnissen und Interes- 
sen des einzelnen und der Gesellschaft sowie der 
Nachfrage von Wirtschaft, Wissenschaft und Verwal- 
tung nach qualifizierten Mitarbeitern gerecht wird. 
Weiterbildung muß Wege zur Entfaltung der Persön- 
lichkeit und zusätzliche Bildungschancen nach der 
Erstausbildung eröffnen sowie Möglichkeiten zu einer 
kontinuierlichen Weiterqualifizierung bieten. 

Die Bundesregierung verkennt nicht die besonderen 
Probleme von Schichtarbeitern bei der Teilnahme an 
Weiterbildungsangeboten; sie ist aber der Meinung, 
daß einzig ein flexibel organisiertes und plural struk- 
turiertes Weiterbildungsangebot der besonderen 
Situation dieser Zielgruppe gerecht werden kann. So 
bieten z. B. Volkshochschulen in Kenntnis dieses Pro- 
blems seit langem Kurse zu unterschiedlichen Tages- 
zeiten und in unterschiedlicher Kursform an. In einzel- 
nen Kommunen mit besonders hohen Schichtarbeiter- 
anteilen gibt es zwischen Betrieben und örtlichen 
Volkshochschulen entsprechende Kooperationsverein- 
barungen, die auch Schichtarbeitern die Wahrneh- 
mung von Weiterbildungsangeboten ermöglichen. 

Zudem eröffnet das weitgefächerte Femunterrichtsan- 
gebot gerade für die Bevölkerungsgruppe, die auf- 
grund ihrer persönlichen oder beruflichen Situation 
nur in eingeschränktem Maße an Direktunterricht teil- 
nehmen kann, spezifische Lernmöglichkeiten. Über 
100 000 Menschen machen z. Z. von Fernunterrichtsan- 
geboten Gebrauch. Die Bundesregierung hält eine 
Ausweitung des Kreises der Fernunterrichtsteilnehmer 
jedoch für notwendig und wünschenswert. Fernunter- 
richtsfragen werden deshalb auch in den Gremien der 
Konzertierten Aktion Weiterbildung erörtert, die der 
Bundesminister für- Bildung und Wissenschaft im 
Herbst 1987 ins Leben gerufen hat. Die Möglichkeit 
unternehmerischer Initiativen trägt dazu bei, dem 
Fernunterricht durch innovative Entwicklungen neue 
Teilnehmerkreise zu erschließen. 

Der Bundesminister für Bildung und Wissenschaft hat 
im übrigen bereits in der Vergangenheit durch Projekt- 
förderung verschiedene Ansätze unterstützt, die dazu 
beitragen können, den Fernunterricht noch populärer 
zu machen. 

32. a) Wie sieht die Bundesregierung die Tatsache, 
daß Schichtarbeitnehmer/innen in Vereinen, 
Parteien und Gewerkschaften unterrepräsen- 
tiert sind, insbesondere in den dort zu verge- 
benden Ämtern und Funktionen, da sie die für 
solche Aufgaben notwendige, regelmäßige 
Zeit nicht aufbiingen können? 

b) Wie beurteilt die Bundesregierung die hiermit 
zusammenhängende Tatsache, daß somit auch 
die schichtarbeiterspezifischen Probleme und 
Interessen in allen relevanten Gremien (Be- 
triebsräte, Gewerkschaften, Parteien, Deut- 
scher Bundestag) keine adäquate Berücksich- 
tigung bzw. Vertretung finden? 

a) Untersuchungsergebnisse deuten darauf hin, daß 
der in der Frage zum Ausdruck gebrachte Sachver- 


halt im wesentlichen zutrifft. So hat z.B. eine 
Umfrage in der chemischen Industrie ergeben, daß 
das Ausmaß der Mitgliedschaft in Gewerkschaften 
und politischen Parteien bei Schichtarbeitern mit 
57 % deutlich geringer ist als bei ehemaligen 
Schichtarbeitern (72 %) und solchen, die nie 
Schichtarbeit geleistet haben. Die wöchentlich auf- 
gewendete Zeit für Aktivitäten in Organisationen 
und Vereinen betrug bei 22 % der ehemaligen 
Schichtarbeiter, bei 25 % solcher, die nie Schichtar- 
beit geleistet haben, aber nur bei 14 % der aktiven 
Schichtarbeiter mehr als 4 Wochenstunden. Insge- 
samt liegen der Bundesregierung jedoch keine 
repräsentativen Daten über die in der Frage ange- 
sprochenen Mitgliedschaften vor. 

Die Bundesregierung ist der Auffassung, daß die 
Schichtarbeiter zur Vertretung ihrer Interessen in 
den genannten Organisationen angemessen vertre- 
ten sein sollten. Hier sind alle politischen Parteien, 
Gewerkschaften und Vereine aufgerufen, den 
Bedürfnissen von Nacht- und Schichtarbeitern 
durch die verbesserte Organisation und Planung 
von Veranstaltungen verstärkt Rechnung zu tragen. 

b) Obgleich in der Bundesrepublik Deutschland kein 
Zahlenmaterial existiert, aus dem sich ablesen ließe, 
ob Schichtarbeiter in angemessenem Umfang in die 
Betriebsräte gewählt werden, geht die Bundesre- 
gierung davon aus, daß in Betrieben mit regelmäßi- 
ger Schichtarbeit auch Schichtarbeitnehmer im 
Betriebsrat vertreten sind. Denn das für Freizeit- 
und außerbetriebliche ehrenamtliche Betätigung 
sicherlich zutreffende Argument, daß die erforderli- 
che Freizeit von Schichtarbeitern hierfür nicht 
regelmäßig aufgebracht werden kann, gilt für die 
Betriebsratstätigkeit nicht. Und selbst, wenn 
Schichtarbeitnehmer in den Betriebsräten rechne- 
risch unterrepräsentiert sein sollten, folgt daraus 
nicht, daß die schichtarbeiterspezifischen Probleme 
und Interessen von den anderen Betriebsratsmit- 
gliedern nicht adäquat berücksichtigt würden. Ein 
solcher Vorwurf gegen Betriebsratsmitglieder, die 
selbst keine Schichtarbeit verrichten, ist dem Bun- 
desministerium für Arbeit und Sozialordnung 
jedenfalls noch nie vor ge tragen worden. 

Die Bundesregierung würde es generell begrüßen, 
wenn durch die unter a) angesprochenen Maßnah- 
men eine noch bessere Berücksichtigung der Pro- 
bleme und Interessen der Schichtarbeiter erreicht 
würde. Sie verweist auch in diesem Zusammenhang 
auf die dazu von vielen Seiten vorgelegten Vor- 
schläge. 


33. Engagement z.B. in einem Sport- oder anderen 
Verein, bei dem durch regelmäßiges ÜbenA’rai- 
nieren außerberufliche Fähigkeiten erworben und 
Erfolgserlebnisse erzielt werden können, stellen 
eine wichtige Erweiterung des Rollenrepertoires 
dar und wirken sich positiv auf Identitätsentwick- 
lung und psychische Stabilität aus. 

a) Wie beurteilt die Bundesregierung den Um- 
stand, daß diese Soziahsationsverläufe für 
einen beträchtlichen Teil der Arbeitnehmer/ 
innen eingeschränkt bzw. ausgeschlossen 
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(z.B. Sportart mit verbindlichem wöchenüi- 
chem Training) sind? 

b) Sieht die Bundesregierung diese Kumulation 
von physischen und psycho-sozialen Belastun- 
gen für eine bestimmte Arbeitnehmer/innen- 
Gruppe (besondere gesundheithche Be- 
lastungen durch Wechselschicht- und Nachtar- 
beit auf der einen bei gleichzeitig besonders 
geringen bzw. ganz fehlenden Kompensa- 
tionsmöghchkeiten im außerberufhchen Be- 
reich auf der anderen Seite) ebenso wie wir als 
schwerwiegende gesellschaftliche Problematik 
an, die - ähnhch wie z. B. die besonderen Bela- 
stungen von Müttern mit kleinen Kindern - 
dringend gesamtgeseUschafÜicher Lösungen 
bedarf? 

a) Die Bundesregierung hat wiederholt und in ver- 
schiedenen Zusammenhängen den Wert des Sport- 
treibens bezüglich seiner positiven gesundheitli- 
chen wie psychosozialen Einflüsse betont. Entspre- 
chend ist es zu bewerten, wenn durch Schichtarbeit 
der Zugang zum Vereinssport erschwert wird. Auch 
die Möglichkeit zu anderen Freizeitbeschäftigun- 
gen ist grundsätzlich positiv zu werten. 

ln den letzten Jahren hat es daher insbesondere 
auch seitens der Sportorganisationen selbst Überle- 
gungen gegeben, wie unter dem Aspekt „Sport und 
Arbeitsplatz'' Angebote für Schichtarbeiter und 
-arbeiterinnen aussehen könnten. Bislang sind aber 
noch keine verallgemeinerbaren Lösungen gefun- 
den worden. 

Es darf jedoch nicht verkannt werden, daß der Frei- 
zeitsport nicht grundsätzlich an traditionelle 
Übungszeiten und Übungsorte des Vereinssports 
gebunden ist. Vielmehr sind verschiedene sehr ver- 
breitete Sportarten nicht an feste Trainingszeiten 
gebunden, so daß zumindest das für die körperliche 
Gesundheit relevante Sporttreiben an sich auch 
durch Schichtarbeit nicht unterbunden zu werden 
braucht. 

b) Die Bundesregierung stimmt der Auffassung zu, 
daß es hier gesamtgesellschaftlicher Lösungen be- 
darf. Dies kann jedoch nicht gleichbedeutend mit 
der Forderung nach staatlichen Lösungen sein. 
Vielmehr ist diese komplexe Problematik nur durch 
ein sinnvolles Zusammenwirken einer ganzen 
Reihe unterschiedlicher Institutionen zu lösen. Die 
Bundesregierung bemüht sich daher, über Lösungs- 
möglichkeiten zu informieren und dadurch zur 
Schaffung günstigerer Rahmenbedingungen beizu- 
tragen. 


34. a) Sieht es die Bundesregierung wie wir als eine 
Art Teufelskreis an, wenn Weiterbildungsmög- 
lichkeiten (z. B. Abendschule), die einen späte- 
ren Absprung aus der wechselnden Arbeits- 
weise erleichtern könnten, eben wegen dieser 
Arbeitszeiten von vornherein nicht wahrge- 
nommen werden können? 

b) Wenn ja, hat die Bundesregierung bildungspo- 
htische Vorschläge, wie dieser Teufelskreis zu 
verlassen wäre? 

Der Bundesminister für Bildung und Wissenschaft sieht 
die Schwierigkeiten, die sich im Hinblick auf die Wei- 


terbildungsbereitschaft der Betroffenen und im Hin- 
blick auf die Organisation eines diese Probleme 
berücksichtigenden Angebotes ergeben; von einem 
„Teufelskreis" kann jedoch keine Rede sein. Es gibt 
insbesondere folgende Wege, diese Situation zu ver- 
bessern: 

— Schichtarbeiter sollten verstärkt Bildungsangebote 
im Fernunterrichtsbereich nutzen. 

— Die Betriebe tragen bei ihrer Weiterbildungsarbeit 
mehr als bisher den Problemen der Schichtarbeiter 
nüt wechselnder Arbeitszeit Rechnung. Dazu gehört 
auch eine intensivere Bildungsberatung dieser Per- 
sonengruppe wie auch eine stärkere Einbeziehung 
der Schichtarbeiter in die Weiterbildungsförde- 
rungsmaßnahmen der Betriebe. 

— Die Institutionen der Weiterbildung sind bemüht, 
die Probleme der Schichtarbeiter bei ihren Angebo- 
ten noch stärker als bisher zu berücksichtigen. Dies 
zeigen auch mehrere Modell Vorhaben in diesem 
Bereich. 

— Darüber hinaus sind tarifvertragliche Vereinbarun- 
gen ein geeigneter Weg, flexible, praxisnahe und 
sachgerechte Lösungen zu Fragen der Arbeitneh- 
merweiterbildung zu entwickeln. In den Tarifver- 
handlungen können die Tarifpartner ihre vielfälti- 
gen Interessen zur Geltung bringen. Tarifvertragli- 
che Bestimmungen erlauben auch, regionale und 
branchenspezifische Besonderheiten in angemesse- 
ner Weise zu berücksichtigen. Die Bundesregierung 
sieht in der Freistellung zur Weiterbildung eine 
Frage, die in erster Linie von den Sozialpartnern 
gelöst werden muß. Eine bundeseinheitliche Rege- 
lung für alle Gruppen der Beschäftigten steht 
gegenwärtig nicht zur Debatte. 


35. Teilt die Bundesregierung unsere Bewertung, daß 
die im Rahmen abwechselnd freier Vormittage, 
Nachmittage imd freier Werktage möglichen flexi- 
blen FreizeitmÖgüchkeiten im nichtinstitutionel- 
len Raum - so attraktiv sie im Einzelfall sein mö- 
gen — insgesamt gesehen keinen Ersatz darstellen 
für die für Schichtarbeitnehmer/innen festzustel- 
lende „kulturelle Desintegration"? 

Die Bundesregierung hat nur sehr beschränkte Mög- 
lichkeiten der Einwirkung auf den Bereich der Freizeit- 
angebote und auf die persönliche Lebensgestaltung 
der einzelnen Bürgerinnen und Bürger. Sie kann aber 
durch gezielte Öffentlichkeitsarbeit Problembewußt- 
sein schaffen und hat dies auch im Rahmen ihrer Mög- 
lichkeiten getan. Eine vollständige Gleichstellung der 
Freizeitmöglichkeiten von Schichtarbeitern wird aller- 
dings kaum möglich sein. 

Wohnungsnahe Kultur- und Freizeitmöglichkeiten 
werden inzwischen verstärkt geschaffen und auch zu 
solchen Zeiten angeboten, zu denen sie von in Schicht- 
arbeit Berufstätigen genutzt werden können. Kultu- 
relle Einrichtungen (Theater, Konzerte, Bibliotheken, 
Museen, Kinos uws.) überprüfen bereits vielfach, wie 
sie ihre Angebote zeitlich so gestalten können, daß 
auch den in Schichtarbeit Tätigen der Zugang ermög- 
licht wird. Das schließt auch eine Verbesserung der 
Information über das Angebot ein. Allerdings setzen 
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häufig finanzielle Engpässe diesen Überlegungen 
Grenzen. In einigen Fällen sind neuartige Angebote 
auch nicht ausreichend genutzt worden und mußten 
wieder eingestellt werden. 

Erholungs-, Spiel- und Sportanlagen berücksichtigen 
zunehmend auch die Freizeit von in Schichtarbeit Be- 
schäftigten. 

Die Bundesregierung begrüßt es, wenn Angebote der 
Jugend- und Erwachsenenbildung nicht nur zeitlich, 
sondern auch inhaltlich auf die Bedürfnisse von 
Beschäftigten in Schichtarbeit Rücksicht nehmen. 

Als eine weitere Möglichkeit, verbesserte Freizeit- 
angebote für Arbeitnehmerinnen und Arbeitnehmer 
in Schichtarbeit bereitzustellen, haben sich auch 
betriebseigene Freizeitangebote erwiesen. Als beson- 
ders zweckmäßig wurden dabei solche Angebote emp- 
funden, die viel Raum für Eigeninitiativen der Betriebs- 
angehörigen ließen. 


36. Die Möglichkeiten von Schichtarbeitnehmem/in- 
nen, neue Sozialkontakte zu knüpfen und beste- 
hende (auch spontan) zu pflegen, sind gegenüber 
den Möglichkeiten von „ Normal" arbeitnehmern/ 
innen in der „Abend- und FreizeitgeseUschaft" 
äußerst eingeschränkt. Der Freundeskreis von Ar- 
beitnehmern/innen mit wechselnden Arbeitszei- 
ten wird mit den Jahren kleiner, Werkssiedlungen 
mit funktionierenden Sozialkontakten existieren 
kaum noch. 

Wie beurteilt die Bundesregierung die hiermit zu- 
sammenhängende Tendenz von SchichÜern/in- 
nen, in stärkerem Ausmaß als ihre tagarbeitenden 
Kollegen/innen zu privatisieren, d. h. auf das 
ohnehin schon stark belastete famihäre Gefüge 
Erwartungen zu richten, die in „normalen" Bezie- 
hungen auf außerfamihäre Sozialisationspartner/ 
innen gerichtet sind? 

Auf die Antwort zu Frage 35 vdrd verwiesen. Um den 
durch Schichtarbeit veränderten individuellen Le- 
bensrhythmus besser mit dem biologischen und dem 
gesellschafthchen Lebensrhythmus vereinbaren zu 
können, hat die Bundesregierung im Rahmen des Pro- 
gramms „Forschung zur Humanisierung des Arbeitsle- 
bens" ein Forschungsvorhaben vergeben, in dem 
Schichtsysteme daraufhin untersucht werden, inwie- 
weit sie eine bessere Vereinbarkeit mit biologischen 
und gesellschaftlichen Lebensrhythmen ermöglichen 
könnten. Ziel ist es dabei, Schichtsysteme rhythmisch 
so zu gestalten, daß die Möglichkeit einer besseren 
Synchronisation mit der normalen Zeitstruktur verbes- 
sert wird. Schon heute gibt es Schichtpläne, die ar- 
beitswissenschafthchen Erkenntnissen soweit Rech- 
nung tragen, daß die sozialen Folgevdrkungen nicht zu 
Beeinträchtigungen führen müssen. Es liegt an den 
Betrieben und den Tarif parteien, solche Schichtpläne 
zu reahsieren, die die bekannten Beeinträchtigungen 
vermeiden. 

Ergebnisse einer niederländischen Untersuchung bele- 
gen beispielsweise, daß Schichtsysteme mit kürzerer 
Wochenarbeitszeit zu geringeren psychosozialen 
Beeinträchtigungen führen als Systeme mit längerer 
wöchentlicher Arbeitszeit. Es kann vermutet werden. 


daß dies nicht lediglich ein Effekt der kürzeren 
Arbeitszeit an sich ist, sondern auch durch die mit den 
größeren Freizeitanteilen gleichzeitig gegebenen bes- 
seren Synchronisationsmöglichkeiten mit dem norma- 
len Lebensrhythmus der Umwelt bedingt ist. 

37. Seit einigen Jahren ist es gerade auch für Schicht- 
arbeiter/innen möglich geworden die während 
der Spät- und Nachtschicht verpaßten Fernseh- 
sendungen im Rahmen der Vormittagsprogramme 
von ARD und ZDF nachzuholen. Wenngleich wir 
diese Möglichkeit begrüßen, sind wir nicht der 
Meinung, daß der inzwischen fast 24stündig mög- 
liche, rein passive Femsehkonsum geeignet ist, 
alle anderen durch die Arbeit zu unübhchen Zei- 
ten erhttenen Verluste an (aktiver) Freizeitquahtät 
zu kompensieren. 

a) Sieht die Bundesregierung die festzusteUende 
kulturelle Desintegration von Schichtarbeit- 
nehmern/innen (und teilweise ihrer Famüien/ 
Partner/innen) als geseUschafÜiches Problem 
an? 

b) Ist die Bundesregierung gewillt, Lösungen zu 
entwickeln, wie in Wechsel- und Nachtschicht 
beschäftigte Arbeitnehmer/innen zumindest 
teilweise für ihren Ausschluß vom abendlichen 
und Wochenend-Kulturleben und Bildungswe- 
sen entschädigt werden können? 

Die Bundesregierung ist der Auffassung, daß ange- 
sichts der Vielfalt kultureller Angebote von einer „kul- 
turellen Desintegration von Schichtarbeitern/innen" 
nicht die Rede sein kann. Im Rahmen der Innovations- 
förderung trägt der Bunde sminister für Bildung und 
Wissenschaft dazu bei, das Weiterbildungsangebot ins- 
gesamt durch neue und flexible Angebotsformen zu 
bereichern, die auch besondere Probleme einzelner 
Zielgruppen berücksichtigen. 


V. Spezifisch belastete Gruppen von Schichtar- 
beitnehmern/innen 

38. a) Ist der Bundesregierung bekannt, daß in einer 
bundesrepublikanischen Untersuchung (A. 
Stein, Zur Frage der Belastung berufstätiger 
Frauen durch Nacht- und Schichtarbeit, 1963) 
62,7 % der in Dauer-Nachtschicht und 70,3 % 
der in Dauer-Spätschicht arbeitenden Frauen 
als Grund hierfür angaben, daß die Betreuung 
ihrer Kinder dies nötig werden ließ? 

b) Ist der Bundesregierung ferner bekannt, daß 
diese Frauen mit durchschnittlich 5 Stunden 
bzw. sogar nur 2 Stunden (bei Müttern von 
Säughngen und Kleinkindern) täglichen 
Schlafs aufgrund dieser unzureichenden Rege- 
neration noch erhebhch belasteter sind als ihre 
männhchen Kollegen? 

Ja; allerdings liegen der Bundesregierung zu den Zah- 
len in 38 b) keine Erkenntnisse vor. 


39. a) Wie beurteilt die Bundesregierung gesell- 
schaftspolitisch den (auch 25 Jahre nach dieser 
Untersuchung noch keinesfalls beseitigten) 
Umstand, daß offenbar Frauen mit versor- 
gungsbedürftigen Kindern in die Spät- und 
Nachtarbeit gedrängt werden, weil es ihnen an 
Kinderbetreuungsmöghchkeiten und damit 
der Voraussetzung für einen Tagesjob fehlt? 
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b) Welche Alternativen sieht sie oder gedenkt sie 
zu entwickeln zu dieser „Lösung" der Kinder- 
betreuungsfrage, die darin besteht, tagsüber 
die Kinder zu betreuen und den Haushalt zu 
versorgen, nachts arbeiten zu gehen und auf 
eigene regenerative Bedürfnisse weitgehend 
zu verzichten? 

Die Bundesregierung hält es für bedenklich, wenn 
Frauen mit versorgungsbedürftigen Kindern in erheb- 
lichem Umfang Nachtarbeit leisten. Sie bemüht sich 
daher, Voraussetzungen dafür zu schaffen, daß dies 
vermieden werden kann. Sie hat aber z.B. aufgrund 
von § 25 Jugendwohlfahrtsgesetz lediglich eine Anre- 
gungskompetenz im Bereich der Jugendhilfe. Für die 
Betreuung in Tageseinrichtungen für Kinder (Krippen, 
Kindergärten, Horte) wie durch die Tagespflege sind 
die Länder sowie die öffentlichen und freien Träger 
zuständig. 

Das Bundesministerium für Jugend, Familie, Frauen 
und Gesundheit hat im Jahre 1987 die Möglichkeit 
genutzt, Bestrebungen auf dem Gebiet der Jugendhilfe 
anzuregen. Aufgrund der Initiative des Bundesmini- 
sters für Jugend, Famihe, Frauen und Gesundheit 
haben die Spitzenverbände der freien Wohlfahrts- 
pflege und die kommunalen Spitzenverbände Empfeh- 
lungen und Hinweise zur bedarfsgerechten Gestaltung 
von Öffnungszeiten in Kindergärten erarbeitet, die 
dazu geführt haben, daß Kindergärten im Rahmen 
ihrer Möglichkeiten Öffnungszeiten verlängern, verla- 
gern oder in besonderen Notfällen Kinder auch über 
Mittag betreuen. Zusätzlich wird in Forschungsvorha- 
ben versucht, Lösungsmöglichkeiten zu erarbeiten. 

In Kenntnis der unzulänglichen Betreuungsangebote 
ist beabsichtigt, ein Projekt „Bildungs- und Berufs- 
chancen von Frauen mit Kindern: Erwerbsverläufe und 
Kinderbetreuung" zu vergeben. 

Zur Erweiterung der vorhandenen Modelle zur 
Arbeitszeitgestaltung unter besonderer Berücksichti- 
gung familiärer Verpflichtungen ist für Ende 1989 die 
Vergabe einer Untersuchung zum Thema: „Familien- 
freundliche Arbeitszeiten; Bestandsaufnahme und 
Analyse neuer Arbeitszeitformen" vorgesehen. 


40. Teilt die Bundesregierung unsere Befürchtung, 
daß die von ihr vorgesehene Auflockerung des 
Nachtarbeitsverbotes für Frauen die hiervon Be- 
troffenen nicht gesellschaftlicher Gleichstellung 
näherbringt, sondern den Kreis von Frauen, die 
auf so ruinöse Weise arbeiten müssen, noch gra- 
vierend erweitern wird? 


Die Bundesregierung teilt diese Befürchtung nicht. 

Der von der Bundesregierung eingebrachte Entwurf 
eines Arbeitszeitgesetzes sieht noch die Beibehaltung 
des Nachtarbeitsverbots für Arbeiterinnen, reduziert 
auf 7 zusammenhängende Stunden während der 
eigentlichen Nachtzeit von 22 bis 6 Uhr, vor. Nach der 
Koalitionsvereinbarung vom März 1987 soll jedoch das 
Nachtarbeitsverbot für Arbeiterinnen aus Gründen der 
Gleichbehandlung von Frauen und Männern sowie zur 
Verbesserung der Beschäftigungsmöglichkeiten für 
Frauen aufgehoben werden. 


Einem arbeitsmedizinischen Gutachten aus dem Jahr 
1987 (Rutenfranz, Nachtarbeit für Frauen, Überlegun- 
gen aus chronophysiologischer und arbeitsmedizini- 
scher Sicht, Band 74 der Schriftenreihe Arbeitsmedizin, 
Sozialmedizin, Präventivmedizin des Gentner Verlages 
Stuttgart) zufolge hegen keine gesicherten Erkennt- 
nisse darüber vor, daß Nachtarbeit für Frauen gesund- 
heitsgefährdender ist als für Männer oder daß Nachtar- 
beit für Arbeiterinnen gesundheitsgefährdender ist als 
für Angestellte oder Beamtinnen. Unbestritten ist auch, 
daß auf Nachtarbeit nicht verzichtet werden kann. 
Wenn dies so ist, legt es der Gleichbehandlungsgrund- 
satz zwischen Männern und Frauen und zwischen 
Arbeiterinnen und sonstigen erwerbstätigen Frauen 
nahe, das Nachtarbeits verbot in der bisherigen Form 
(aUein für Arbeiterinnen) mit seinen zahlreichen Aus- 
nahmen aufzuheben. 

Für die Nachtarbeit soUten verstärkt arbeitsmedizini- 
sche Erkenntnisse nutzbar gemacht werden. Dies 
könnte in der Weise geschehen, daß Frauen oder Män- 
ner vor Einsatz in der Nachtschicht im Rahmen arbeits- 
medizinischer Vorsorgeuntersuchungen auf ihre 
gesundheitliche Eignung zur Leistung von Nachtarbeit 
untersucht werden. Treten später Anhaltspunkte auf, 
die auf eine gesundheitliche Beeinträchtigung durch 
die Nachtarbeit schließen lassen, muß unverzüglich ein 
Arbeitsmediziner herangezogen werden. 


41, Eine andere Variante, mittels Schichtarbeit die 
Kinderbetreuung privat zu organisieren, stellt in 
Zwei-Eltern-Familien die gegenläufige Wechsel- 
schicht dar, d. h. ein Eltern teil arbeitet vormittags, 
das andere nachmittags. Während die Kinder hier- 
durch nie allein bleiben, sehen sich die Eltern 
untereinander dafür kaum. 

a) Hält die Bundesregierung diese Form der Ver- 
einbarkeit von Erwerbsarbeit und dem Leben 
mit Kindern für eine adäquate Lösung? 

b) Oder sieht sie wie wir in diesem Modell einen 
weiteren Ausdruck davon, zu welchen proble- 
matischen Auswegen die gesellschafthche Un- 
terversorgung mit Kinderbetreuungseinrich- 
tungen führen kann? 

Hierzu wird verwiesen auf die Antworten zu den Fra- 
gen 28 bis 30. Im übrigen ist die Bundesregierung der 
Meinung, daß starre, die Familie belastende Arbeits- 
zeitgestaltungen durch mehr Flexibilität bei der 
Tages-, Wochen- und Lebensarbeitszeit insgesamt 
zugunsten der Familie abgebaut werden sollten. 


42. Ausländische Arbeitnehm er/innen, zumal diejeni- 
gen, die nicht aus EG-Staaten kommen, haben in 
der Bundesrepublik Deutschland aus Gründen der 
kulturellen Unterschiedlichkeit, wegen Sprach- 
barrieren, aber nicht zuletzt auch aus rassistischen 
Vorurteilen unter Diskriminierungen und/oder so- 
zialer Isolation zu leiden. Wie unter IV. gezeigt 
wurde, sind auch die sozialen Entfaltungsmöghch- 
keiten deutscher Schichtarbeitnehmer/innen auf- 
grund ihrer Arbeit zu gesellschaftlich unüblichen 
Zeiten erheblich beeinträchtigt. 

ä) Teüt die Bundesregierung unsere Ansicht, daß 
bei der Schnittmenge ausländischer Arbeit- 
nehmer/innen, die in wechselnden Schichten 
und nachts arbeiten, daher Beeinträchtigun- 
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gen ihrer sozialen Entfaltungsspielräume ku- 
mulieren, die kaum noch individuell überwun- 
den werden können, da ihre soziale Bezugsba- 
sis - sowohl im institutionalisierten wie im 
nichtinstitutionalisierten Raum - extrem einge- 
schränkt ist? 

b) Wie beurteilt die Bundesregierung die Tatsa- 
che, daß ausländische Schichtarbeiter/innen 
schon vom regelmäßigen Besuch eines 
Deutschkurses und damit von der minimalsten 
Voraussetzung für die Partizipation am gesell- 
schaftlichen Leben in der Bundesrepublik 
Deutschland ausgeschlossen sind? 

c) Teilt die Bundesregierung unsere Einschät- 
zung, daß die unter III . behandelten familiären 
Belastungen und Desynchronisationserschei- 
nungen für ausländische Schichtarbeiter/innen 
und ihre Famihen um so eklatanter sind, als für 
sie der Familienverband aufgrund ihrer sozia- 
len Situation als Ausländer/innen in der Bun- 
desrepublik Deutschland einen noch ungleich 
höheren Stellenwert besitzt als für vergleich- 
bare bundesdeutsche Familien? 

d) Teüt die Bundesregierung unsere Prioritäten- 
setzung, wonach spezielle Angebote für 
schichtarbeitende Ausländer/innen (z. B. bei 
Sprachkursen) dringend erforderlich sind, um 
die besonderen Belastungen in sozialer Hin- 
sicht dieser Beschäftigtengruppe zumindest 
ansatzweise zu kompensieren? 


Die in der Einleitung zu dieser Frage enthaltenen 
Behauptungen werden zurückgewiesen, insbesondere 
hinsichtlich rassistischer Vorurteile. Insoweit wird 
Bezug genommen auf die Antwort der Bundesregie- 
rung vom 25. Juli 1988 auf die Kleine Anfrage der 
Fraktion der SPD „Rechtsextremismus und Ausländer- 
feindlichkeit" (Drucksache 10/5888). 

Die in den Fragen Buchstabe a bis d aufgeworfene 
Problematik der regelmäßigen Teilnahme an Deutsch- 
kursen ist der Bundesregierung bekannt. Der Sprach- 
verband Deutsch für ausländische Arbeitnehmer e. V. 
in Mainz, der die Sprachkursförderung im Auftrag der 
Bundesregierung durchführt, hat seine Träger schon 
vor Jahren auf das Problem der Deutschkurse für 
Schichtarbeiter hingewiesen. 

Viele vom Sprach verband geförderte Träger bieten 
deshalb eigens für schichtarbeitende Ausländerinnen 
und Ausländer spezielle Sprachkurse an, die sich an 
dem Rhythmus der Schichtarbeit orientieren. Zum Bei- 
spiel werden in der einen Woche Vormittagskurse 
durchgeführt und in der darauffolgenden Woche 
Abendkurse. Dadurch wird sichergestellt, daß schicht- 
arbeitende Ausländerinnen und Ausländer das Ange- 
bot von Sprachkursen zur Erlernung der deutschen 
Sprache wahrnehmen können. Voraussetzung ist aller- 
dings, daß die für die Durchführung eines Sprachkur- 
ses erforderliche Mindestteilnehmerzahl von 12 Teil- 
nehmern zustande kommt. Die Mindestteilnehmerzahl 
kann in Ausnahmefällen auf einen entsprechend 
begründeten Antrag des Trägers auf 7 Teilnehmer 
vermindert werden. Schichtarbeit der Teilnehmer ist in 
der Regel eine ausreichende Begründung für einen 
solchen Ausnahmeantrag. 

Ergänzend wird darauf hingewiesen, daß im Rahmen 
des Sonderprogramms der Bundesregierung für aus- 
ländische Flüchtlinge vom 25. Juli 1979 von einigen 


Spitzenverbänden der freien Wohlfahrtspflege Bil- 
dungs- und Informationsangebote sowie Sprachkurse, 
z. B. „Deutsch für ausländische Flüchtlinge", angebo- 
ten werden. Diese Sprachkurse, die in einzelnen 
Betreuungs- und Beratungseinrichtungen angeboten 
werden, dienen nicht nur dem Erwerb der deutschen 
Sprache, sondern vermitteln den Flüchtlingen gleich- 
zeitig Einblicke in unsere Kultur und informieren über 
das deutsche Gesellschaftssystem (Verwaltung, Behör- 
den, Schule, Ausbildung, Arbeitswelt usw.). 


VI. Politischer Handlung sbedarf 

43. Stimmt die Bundesregierung mit uns in der 
gesellschaftspolitischen Wertesetzung überein, 
daß der gesundheitlichen Unversehrtheit, den in- 
dividuellen Entwicklungsmöglichkeiten und der 
Chance, am familiären, sozialen und allgemein am 
sozio -kulturellen Leben teilzunehmen für unge- 
teilt alle Arbeitnehmer/innen in der Bundesrepu- 
blik Deutschland gesellschaftspolitisch ein weit- 
aus höherer Stellenwert beizumessen ist als dem 
Bestreben der Unternehmen, aus Verwertungsin- 
teressen die Betriebsnutzungszeiten so zu verlän- 
gern, daß in zwei oder drei Schichten und rund um 
die Uhr gearbeitet werden muß? 

Nach Ansicht der Bundesregierung ist eine stärkere 
Entkopplung der Betriebsnutzungszeiten von den per- 
sönlichen Arbeitszeiten geboten, um die Wettbewerbs- 
fähigkeit der deutschen Wirtschaft zu gewährleisten. 
In diesem Zusammenhang sind vorrangig die Tarifver- 
tragsparteien aufgerufen, Regelungen zu finden, die 
die gesundheitlichen, familiären, sozialen und sozio- 
kulturellen Belange der Arbeitnehmer/innen berück- 
sichtigen. Wie an verschiedenen anderen Stellen die- 
ser Antwort unterstreicht die Bundesregierung auch an 
dieser Stelle noch einmal ihren Willen und ihre Bereit- 
schaft, für entsprechende Rahmenbedingungen zu sor- 
gen und den in der Praxis Verantwortlichen wissen- 
schaftlich fundierten Rat zur Verfügung zu stellen. 


44. Ist die Bundesregierung grundsätzlich dazu bereit, 
sich als arbeitszeitpolitische Maxime zu setzen, 

— eine weitere Verbreitung der Wechselschicht- 
und Nachtarbeit in der Bundesrepublik 
Deutschland zu verhindern und 

— die Nachtarbeit in all den Betrieben und Berei- 
chen zu verbieten, in denen sie heute weder 
aus humanitär/zivilisatorischen bzw. technolo- 
gischen Gründen (s. I.) unverzichtbar ist? 


Ein generelles Verbot - wie in der Frage gefordert - 
kommt nicht in Betracht. Es wäre dagegen denkbar, 
die Anreize zu Wechselschicht- und Nachtarbeit 
sowohl auf Unternehmensseite als auch bei den Arbeit- 
nehmern abzubauen; die Bundesregierung sieht hier 
ein Feld für Regelungen in Tarifverträgen und 
Betriebsvereinbarungen, z. B. durch Einräumung von 
Freischichten anstelle von finanziellen Ausgleichen; 
dieser Weg ist bekanntlich bereits vielfach beschriften 
worden. 

Die Bundesregierung sieht andererseits, daß für die 
Unternehmen durch kapitalintensive Arbeitsplätze 
und hohen Wettbewerbsdruck Wechselschicht- und 
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Nachtarbeit auch ökonomisch zwingend werden. 
Damit sind zusätzhche Beschäftigungschancen ver- 
bunden. Die Unternehmen sollten jedoch verstärkt z. B. 
arbeitswissenschaftli che Erkenntnisse anwenden, um 
nachteilige Folgen dieser Arbeitsform zu mildern oder 
auszuschließen. Die Bundesregierung wird sich bemü- 
hen, solche Erkenntnisse, wie sie z. B. von der Bundes- 
anstalt für Arbeitsschutz in verschiedener Weise ver- 
mittelt werden, noch intensiver bekanntzumachen. Ein 
bereits realisierter Ansatz besteht dabei darin, mit den 
Krankenkassen gemeinsam die Versicherten zu infor- 
mieren. Derartiges Wissen muß jedoch auch verstärkt 
in den Arztpraxen präsent sein. 

Auf die Antwort zu Frage 40 wird verwiesen. 


45. Auch bei dem großen Bereich von Schichtarbeit 
aus humanitären bzw. zivilisatorischen Gründen 
handelt es sich um ein weites Feld von Tätigkei- 
ten, die nicht gleichermaßen zwingend in fortlau- 
fender Arbeitsweise getan werden müssen: 

Es herrscht sicherlich Konsens darüber, daß 
Nachtarbeit im Rettungswesen und bei der Feuer- 
wehr unverhandelbar ist, während sie z. B. in 
Druckereien und bei der Bahnpost eher einem 
hohen Dienstleistungsstandard dient, der nicht 
ethisch unverzichtbar ist. 

Betrachtet die Bundesregierung es als ihre Auf- 
gabe, 

— eine gesellschaftliche Debatte zu initiieren 
über die möglichen Gefahren und die tatsäch- 
lichen Belastungen durch Wechselschicht- und 
Nachtarbeit, 

— zu diesem Zweck Informationsmaterial zu er- 
stellen über gesundheitliche, familiäre, soziale 
Auswirkungen von Wechselschicht und damit 

— die gesellschaftliche Sensibilität dafür zu erhö- 
hen, welcher Preis von einer bestimmten Ar- 
beitnehmer/innen-Gruppe zu bezahlen ist, 
z. B. für schnellen Brief transport, frühe Mor- 
genzeitungen etc., 

— und somit schheßlich vielleicht den Boden zu 
bereiten für eine gesellschafüiche Normenver- 
schiebung, die das umfassende physische und 
psychische Wohlbefinden aller Arbeitnehmer/ 
innen über das in der Bundesrepublik 
Deutschland erreichte, außergewöhnlich hohe 
Versorgungsniveau an Dienstleistungsservice 
zu setzen, d. h. in bestimmten Bereichen wie- 
der auf die Bequemlichkeiten infolge der dort 
geleisteten Nacht-Schichtarbeit zu verzichten? 

Die Bundesregierung bedauert, daß die GRÜNEN 
offenbar die vielfältigen Aktivitäten, die die Bundesre- 
gierung in den vergangenen Jahren im Interesse einer 
Verbesserung der Situation der Nacht- und Schichtar- 
beit unternommen hat, nicht zur Kenntnis genommen 
hat. Dazu gehört eine intensive Forschungsförderung 
sowie das Bemühen, die dadurch gewonnenen 
Erkenntnisse in der Praxis zu realisieren. Es wurde 
bereits darauf hingewiesen, daß letzteres die Aufgabe 
verschiedenster Stellen ist. Die in der Frage genannten 
Aufgaben zeichnen lediglich nach, was - unter maß- 
gebhcher Beteiligung der Bundesregierung - bereits 
weitgehend erfolgt ist. Ob die Bevölkerung allerdings 
bereit sein wird, „in bestimmten Bereichen wieder auf 
die Bequemlichkeiten infolge der dort geleisteten 
Nacht- Schichtarbeit zu verzichten'', liegt weder im 


Belieben der Bundesregierung noch läßt diese Zielset- 
zung sich hinsichthch ihrer Realisierungswahrschein- 
hchkeit von der Bundesregierung abschätzen. 


46. Auch in Bereichen mit (vorerst) unverzichtbarer 
Wechselschicht- und Nachtarbeit ließen sich die 
gesundheitlichen und sozialen Folgen mildern, 
wenn der politische Wille dafür gegeben wäre. Es 
gibt einen fortgeschrittenen arbeitsmedizinischen 
und betriebspsychologischen Erkenntnisstand 
über die Vor- und Nachteile bestimmter Schicht- 
läiigen, Schichtwechselzeitpunkte, unterschiedli- 
che Perioden von Nachtschichten in Folge und 
vieles andere mehr. Organisationsformen von 
Schichtarbeit, die sich gesundheitlich und sozial 
relativ verträglicher erwiesen haben als die tradi- 
tionell verbreitetsten sind in den Betrieben der 
Bundesrepublik Deutschland kaum verwirklicht. 

Wird die Bundesregierung deshalb ein Rahmen- 
gesetz für Schichtarbeitnehmer/mnen entwickeln, 
das alle Arbeitgeber verpflichtet, die (voll-)konti- 
nuierliche Arbeitsweise in ihren Betrieben (sofern 
sie nachweisüch unverzichtbar ist) auf die nach 
gegebenem Wissensstand humanverträglichste 
Weise zu organisieren, worunter neben bestimm- 
ten Arbeitszeitformen z. B. auch die unter II. ange- 
sprochene besondere betriebliche Verpflegung 
von Wechselschicht- und Nachtarbeitern/innen 
gehören sollte? 

In Anbetracht der vielfältigen Unterschiede, die bei 
realer Schicht- und Nachtarbeit festzustellen sind, hält 
die Bundesregierung gesetzhche Rahmenregelungen 
über das gegebene bzw. angestrebte Maß — z.B. im 
Bereich Arbeitszeitrecht - hinaus nicht für zweckmä- 
ßig. Der Forschungsstand und das Bewußtsein bei den 
verantwortlichen Stellen ist soweit entwickelt, daß 
geeignete Lösungen auch ohne weiteren gesetzhchen 
Zwang möglich sind. Der Erlaß von Gesetzen setzt 
voraus, daß Regelungsbedarf besteht. Da bei den 
Sozialpartnern in diesem Bereich Problembewußtsein 
in hohem Maße existiert, sieht die Bundesregierung 
keine Notwendigkeit, legislatorische Schritte einzu- 
leiten. 

Unter Abwägung der verschiedenen zu berücksichti- 
genden Gesichtspunkte beabsichtigt die Bundesregie- 
rung nicht, ein „Rahmengesetz für Schicht arbeitneh- 
mer/innen" vorzulegen. 

Auf die Antwort zu Frage 24 wird im übrigen ver- 
wiesen. 


47. Wird die Bundesregierung auf die Träger berufli- 
cher und außerberuflicher Bildungseinrichtungen 
dahin gehend ein wirken, daß diese spezifische 
Büdungsangebote für Arbeitnehmer/innen in 
Wechselschicht anbieten? 

Hier wird auf die Antworten zu den Fragen 31 und 34 
verwiesen. 


48, a) Stimmt die Bundesregierung mit uns in der 
Einschätzung überein, daß das von ihr geplan- 
te Arbeitszeitgesetz und insbesondere die dar- 
in legalisierte Flexibilisierung der Wochenar- 
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beitszeit den Kreis von Arbeitnehmern/innen, 
die außerhalb der gesellschaftlich üblichen 
Zeiten arbeiten, um ein Vielfaches vergrößern 
würde, womit noch mehr Beschäftigte in der 
Bundesrepublik Deutschland als bisher schon 
in der regelmäßigen Teilhabe am gesellschaft- 
lichen Leben, sowohl im formellen wie im in- 
formellen Raum, beeinträchtigt würden? 

b) Stimmt sie mit uns darin überein, daß nach 
gründlicher Betrachtung aller Nachteile, die 
Menschen mit nach betriebhchen Maßgaben 
wechselnden und unregelmäßigen Arbeitszei- 
ten (was nichts zu tun hat mit „selbstbestimm- 
ter Zeitsouveränität" seitens der Arbeitneh- 
mer/innen) bereits heute zu tragen haben, aus 
sozialen, humanen, gesundheitlichen Gründen 
alles dafür spricht, auf jede weitere Aufwei- 
chung von Kernarbeitszeiten zu verzichten? 


Die Bundesregierung teilt diese Einschätzung nicht. 


Im Entwurf eines Arbeitszeitgesetzes werden die 
geeigneten Rahmenbedingungen für flexible Arbeits- 
zeitmodelle geschaffen. Es gibt allerdings keine 
Patentlösungen für alle, sondern nur viele mögliche 
Wege. Ein solcher Weg ist z.B.: Der einzelne arbeitet 
9 Stunden pro Tag, aber nur noch 4 Tage in der Woche 
unter Einschluß des Samstages. Dies ist ein Beispiel, 
das auf konkreter Betriebsvereinbarung beruht und bei 
den Beteihgten sehr positive Akzeptanz gefunden hat. 
Ein solches Arbeitszeitmodell gibt den Arbeitnehmern 
auch mehr Möglichkeiten der Lebensgestaltung. Sie 
können in der Woche einkaufen, können Behörden- 
gänge ohne Streß erledigen, können mit ihrer Familie 
Zusammensein. Andererseits: Was für die Produktion 
gilt, muß nicht für die Verwaltung gut sein. Was in 
Großbetrieben möglich ist, soll nicht für die kleinen 
verbindlich sein. Flexibilität heißt ja gerade, sich nicht 
an starren Mustern zu orientieren. 
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